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1 Einleitung 
Die gesellschaftliche und politische Debatte über eine Ressourcenpolitik hat sich in den ver-
gangenen Jahren ausdifferenziert. Eine Vielzahl von Akteuren – unterschiedliche Ministerien, 
Behörden, Parteien, Wirtschafts- und Industrieverbände, Umweltorganisationen, Wissen-
schaftler oder internationale Institutionen – haben sich zur Notwendigkeit von und Gründen 
für oder gegen staatliche Eingriffe in die Nutzung von Rohstoffen und natürlichen Ressour-
cen eingebracht. Mit dem in der Nachhaltigkeitsstrategie festgeschriebenen Ziel, die Roh-
stoffproduktivität zu verdoppeln, den vorliegenden Strategien (ProgRess und Rohstoffstrate-
gie) und den zahlreichen Aktivitäten in den verschiedenen Ressorts (insbesondere Umwelt, 
Wirtschaft, Bauen, Forschung) und von Bundesländern wurde Ressourcenpolitik als Politik-
feld etabliert.  

Die Diskussion umfasst nicht nur das Für und Wider einer Ressourcenpolitik (vgl. hierzu: 
Jacob u. a. 2013). Auch die Positionen der Befürworter einer Ressourcenpolitik unterschei-
den sich in ihrem Ambitionsgrad, ihrer Motivation, der spezifischen Zielsetzung, und den vor-
geschlagenen Interventionen. Die Befürworter einer Ressourcenpolitik nutzen in ihren State-
ments unterschiedliche Begriffe bzw. Konzepte mit ressourcenpolitischem Bezug. Der spezi-
fische Bedeutungsinhalt (z.B. zu Problemursachen, Ansatzpunkten, Adressaten, Zielvorstel-
lungen) der einzelnen Begriffe ist häufig implizit und dadurch nicht direkt zu entschlüsseln. 
Dieser Bedeutungsgehalt lässt sich nicht nur aus der Verwendung der Begriffe entschlüsseln, 
sondern auch aus den wechselseitigen Bezugnahmen, sei es in Abgrenzung oder weil jeweils 
andere Konzepte und Begriffe zur Unterstützung herangezogen werden. Aus diesen Bezug-
nahmen lassen sich weiterhin besonders zentrale Begriffe (d.h. solche, auf die besonders 
häufig Bezug genommen wird) ableiten.  

Politik zielt darauf ab, für die jeweiligen Anliegen Zustimmung und Mehrheiten zu gewinnen. 
Vor diesem Hintergrund sind diese zentralen Begriffe und ihre Bezugnahmen von besonderer 
Bedeutung, um eine zustimmungsfähige Politik zu entwickeln, die es den Akteuren erlaubt, 
sich mit ihren jeweiligen Anliegen einzubringen und zu positionieren. Daher wird im Folgen-
den der Versuch gemacht, aus der Analyse ein sinnvolles Gesamtnarrativ abzuleiten, das von 
maßgeblichen Diskursträgern vermutlich mitgetragen werden könnte. Es zeigt sich bei die-
sem Versuch aber auch, dass es Konzepte und Begriffe gibt, die unvereinbar miteinander 
scheinen. Weiterhin ist mit der Integration der augenscheinlich untereinander kompatiblen 
Begriffe das Risiko verbunden, dass das Gesamtnarrativ an Schärfe und Klarheit und damit 
potentiell auch an Mobilisierungsfähigkeit verliert. Daher ist die Entscheidung zum Umriss 
eines Gesamtnarrativs eine eminent politische Entscheidung, die aus der Diskurlandschaft 
informiert werden kann, für die im Folgenden aus der wissenschaftlichen Analyse der Be-
griffssemantiken aber nur ein möglicher Vorschlag gemacht werden kann.  

 Methodisches Vorgehen  
Die Analyse bezieht sich auf zentrale Begriffe der Ressourcenpolitik. Untersucht wird jeweils 
deren Verwendung aus der Perspektive der Akteure, die diese prägen und für ihre Anliegen 
nutzen. Es geht dabei nicht um eine Definition im Sinne eines Glossars, sondern um die da-
hinterliegenden Bedeutungszusammenhänge, Interessen und Weltsichten. Insbesondere 
werden wechselseitige Bezugnahmen untersucht um die Bedeutungen in Abgrenzung oder 
Ergänzung der Begriffe zueinander aufzuklären. Aus der Analyse der Bezugnahmen lässt sich 
weiterhin die Zentralität der Begriffe herausarbeiten.  
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Einige der in der Analyse untersuchten Begriffe stammen nicht unmittelbar aus dem ressour-
cenpolitischen Kontext – wie beispielsweise die Konzepte der planetaren Grenzen, der 
Steady State Economy oder der Suffizienz – sie werden aber in der ressourcenpolitischen 
Diskussion an zentraler Stelle als Referenzen genutzt und wurden daher in die Auswertung 
einbezogen.  Die Begriffe sind auch nicht immer auf demselben Abstraktionsniveau angesie-
delt; so finden sich konkrete Ansätze auf Unternehmensebene (z.B. Materialeffizienz) ebenso 
wie relativ abstrakte Konzepte wie Suffizienz. Einige Konzepte sind primär normativ angelegt 
(z.B. nachhaltiger Konsum) anderer wiederum reklamieren eher deskriptiv oder analytisch zu 
sein, wie planetare Leitplanken oder das Konzept des sozioökologischen Metabolismus. 

Als Quellen für die Analyse werden Veröffentlichungen zentraler Protagonisten des jeweiligen 
Begriffs verwendet, sowie ggf. zentrale wissenschaftliche Veröffentlichungen, in denen die 
jeweiligen Begriffe entweder geprägt wurden oder in die ressourcenpolitische Diskussion ein-
geordnet werden.   

Im Folgenden wird zunächst ein mögliches ressourcenpolitisches Gesamtnarrativ dargelegt, 
wie es sich aus einer Gesamtschau der untersuchten Begriffe ableiten ließe. Dieses stellt 
einen möglichen Kern der ressourcenpolitischen Debatte dar. Es wird aber auch gezeigt, dass 
sich nicht alle Begriffe und damit verbundene Sichtweisen und Anliegen in diesem Gesamt-
narrativ vereinen lassen. In Kapitel 3 werden die untersuchten Begriffen im Einzelnen darge-
stellt.  

2 Ergebnisse der Analyse  
 Ressourcenpolitisches Gesamtnarrativ: geteilte Grundan-

nahmen 
In den letzten Jahren hat sich die ressourcenpolitische Debatte ausdifferenziert. Unter-
schiedliche Akteure haben Begriffe und Konzepte mit jeweils impliziten Annahmen und nor-
mativen Vorstellungen über eine angemessene Nutzung der natürlichen Ressourcen geprägt 
und vertreten diese in der ressourcenpolitischen Diskussion. Weitere Konzepte, die nicht un-
mittelbar aus der ressourcenpolitischen Debatte stammen – wie Planetare Grenzen, Verlage-
rung oder Suffizienz – werden zunehmend in die ressourcenpolitische Diskussion zur Legiti-
mation der jeweiligen Anliegen und Sichtweisen einbezogen und dort wirkmächtig. Für die 
Analyse wurden anhand rund 70 Textbeiträgen zentraler ressourcenpolitischer Akteure 19 
zentrale Begriffe der ressourcenpolitischen Debatte untersucht. Diese Begriffe sind prägend 
für die politischen Diskussionen und werden von den Akteuren mit Bedeutungen versehen 
und mit bestimmten Interessen verwendet. Sie sind daher nicht systematisch abgeleitet und 
entsprechen keiner Klassifikation.  

Die einzelnen Begriffe fokussieren jeweils auf Teilaspekte der ressourcenpolitischen Debatte 
und greifen dabei auf andere Begriffe und Konzepte zurück, so dass sich diese Begriffe und 
Konzepte in der Gesamtschau zu einem geteilten ressourcenpolitischen Narrativ (im Sinne 
einer breit geteilten, aber nicht notwendigerweise konsensualen Gesamterzählung) zusam-
menfügen lassen. Dafür spricht nicht zuletzt, dass viele Begriffe und Konzepte aufeinander 
verweisen; beispielsweise werden Begriffe wie Entkopplung oder Suffizienz auch im Rahmen 
anderer Konzepte als Maßnahmen oder Ansatzpunkte genannt.  

Ausgangspunkt des Gesamtnarratives ist, dass mit Konsummustern, wie sie sich in den in-
dustrialisierten Staaten herausgebildet haben, ein hohes Niveau der Material- und damit Roh-
stoffnutzung einhergeht. Durch das globale Bevölkerungswachstum und die Herausbildung 
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einer Mittelschicht in den Schwellenländern mit entsprechenden Konsumwünschen steige 
die globale Rohstoffnachfrage weiter an.  

Die Rohstoffgewinnung, -verarbeitung sowie die Entsorgung von Abfällen hätten negative 
Auswirkungen auf die anderen natürlichen Ressourcen – insbesondere Fläche, Luft und Was-
ser – und verursachten soziale Konflikten in den Abbauregionen.   

Gleichzeitig würden zunehmend Belastungsgrenzen von überlebenswichtigen Ökosystemen 
überschritten; als Referenz dazu wird vielfach das Konzept der  Planetaren Grenzen ge-
nutzt. Diese Verknappung der natürlichen Ressourcen – bei einigen Akteuren auch die 
Knappheit von Rohstoffen – bzw. der Leistungsfähigkeit von Ökosystemen habe mittlerweile 
auch ökonomisch relevante Dimensionen erreicht, bzw. diese können absehbar erwartet wer-
den. Die natürlichen Grenzen würden zum limitierenden Faktoren des Wirtschaftens (vgl. das 
Konzept der  Steady State Economy).  

Vor diesem Hintergrund wird von vielen Akteuren die Notwendigkeit einer absoluten Reduk-
tion der Rohstoffnutzung gesehen um dadurch die negativen Auswirkungen auf die natürli-
chen Ressourcen und die Ökosysteme zu vermindern.1 

Grundsätzlich weist dieses Narrativ der Ressourcenpolitik einen globalen Fokus auf: die Aus-
wirkungen der Rohstoffnutzung seien zwar häufig lokal, das betrachtete Gesamtsystem der 
Ressourcennutzung sei entlang der internationalen Wertschöpfungsketten aber global. Dies 
kommt vor allem im den Konzepten  ökologischer Rucksack und  Verlagerung zum Aus-
druck, auf die von vielen weiteren Begriffen verwiesen wird. Entsprechend sei die häufig an-
geführte Entkopplung von Rohstoffnutzung und Wirtschaftsleistung in vielen Industrielän-
dern allenfalls für die Produktion, nicht aber für den Konsum nachweisbar. Der Umbau zu 
einer Dienstleistungsgesellschaft könne ebenfalls nicht als Strategie zur Verringerung der 
Ressourcennutzung dienen, weil die Nachfrage nach Konsumgütern bestehen bleibe und le-
diglich der Produktionsort verändert werde ( Ressourceneffizienz, Entkopplung, sozioöko-
nomischer Metabolismus).  

Vielfach wird darauf hingewiesen, dass mit der Besteuerung von Arbeitseinkommen ein An-
reiz entstehe, das Innovationsgeschehen auf die Produktivitätssteigerung dieses Faktors zu 
richten. Dies führe zum Wegfall von Arbeitsplätzen und weiteren unerwünschten Folgeeffek-
ten für Einkommen und Sozialsysteme.  Dagegen werde die Nutzung natürlicher Ressourcen 
– als Rohstoff, vor allem aber in ihrer Funktion als Senke für Emissionen – als notwendiger 
Produktivfaktor nicht oder in nur geringem Maße besteuert. Dadurch spiele die Ressourcen-
nutzung im wirtschaftlichen Anreizsystem und damit und auch im unternehmerischen Kalkül 
und beim Innovationsgeschehen nur eine geringe Rolle. Durch eine Verlagerung der Steuer-
last vom Faktor Arbeit auf die Ressourcennutzung könne Beschäftigung gestärkt und Anreize 
für einen sparsamen Umgang mit den natürlichen Ressourcen gesetzt werden ( Demateri-
alisierung; Ressourceneffizienz; Circular Economy; Green Economy; Steady State Economy; 
Nachhaltiger Konsum, ressourcenleichte Gesellschaft, Suffizienz). Ebenso weit verbreitet ist 
die Forderung, die Veränderung des Naturkapitals in die Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung aufzunehmen, um die gesamtgesellschaftlichen Kosten der Ressourcen- und Material-
nutzung sichtbarer zu machen ( Circular Economy; Green Economy; Suffizienz; Steady 
State Economy). Aus der Perspektive wirtschaftsnaher ressourcenpolitischer Akteure wird 
allerdings darauf hingewiesen, dass eine unilaterale Verteuerung von Rohstoffpreisen mit 
                                                      
1 eine Ausnahme bildet das Cradle-to-Cradle Konzept.  
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Nachteilen für die Wettbewerbsfähigkeit verbunden sei, wenn nicht ein international abge-
stimmtes Vorgehen oder doch einen Grenzausgleich gäbe.  

 

KONKRETE BEISPIELE FÜR WIRKUNGEN DER ROHSTOFF- UND MATERIALNUTZUNG:  

Betriebliche Kosten der Rohstoffnutzung 

 Im verarbeitenden Gewerbe entfallen rund 45 Prozent der Gesamtkosten auf Mate-
rialkosten. Gleichzeitig schätzt die Deutsche Materialeffizienzagentur (demea), 
dass das betriebliche Einsparpotenzial bei den Materialkosten bis zu 20 Prozent 
betragen könne. Ein Großteil dieser Einsparungen könne bereits mit geringen Inves-
titionssummen realisiert werden (VDI-ZRE 2016). 

Auswirkungen der Rohstoffgewinnung auf die natürlichen Ressourcen:  

 Auf die Produktion von Metallen entfallen acht Prozent der globalen Energienut-
zung und ein entsprechender Anteil an den globalen CO2-Emissionen aus fossilen 
Energieträgern (UNEP 2013b, 40) 

 Auch wenn die direkte Flächenrelevanz des Abbaus von Baumineralien in Deutsch-
land relativ gering ist, ergeben sich signifikante qualitative Auswirkungen durch die 
Verschlechterung der Bodenqualität und Eingriffe in den lokalen bzw. regionalen 
Wasserhaushalt. Der SRU (SRU 2012) problematisiert insbesondere den Abbau von 
Kies in Nassauskiesungsverfahren, da hierbei die obersten Deckschichten entfernt 
werden und damit Verunreinigungen ungefiltert in den Grundwasserkörper eindrin-
gen können. Darüber hinaus liegen viele Kiesvorkommen in Auenökosystemen – in 
Folge des Kiesabbaus sinkt oftmals der Grundwasserspiegel, wodurch die Auen-
ökosysteme durch Austrocknung zerstört werden können (Wunder u. a. 2015). 

 Saure Grubenwasser („acid mining drainage“) aus Abraumhalden sind sulfat- und 
metallhaltige Wasser. Sie können lokale Ökosysteme, v.a. Wasserkörper, auch 
lange nach der Stilllegung von Minen belasten. Im UNEP IPR-Bericht „Environmen-
tal Risks and Challenges of Anthropogenic Metals Flows and Cycles“ (UNEP 2013a) 
werden Saure Grubenwasser als eine Hauptquelle von schädlichen Metallemissio-
nen in die Umwelt angeführt.  

 Rotschlamm ist ein Abfallprodukt aus der Aluminiumproduktion und besteht haupt-
sächlich aus einem Gemisch aus Wasser, Natronlauge, Eisen-, Aluminium und Ti-
tanoxiden. Pro produzierter Tonne Aluminium fallen unterschiedlichen Angaben zu-
folge zwischen einer halben und drei Tonnen Rotschlamm an (Ghosh u. a. 2011; 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 2013; Ruyters u. a. 2011); weltweit 
etwa 90 Mio. Tonnen pro Jahr (Ruyters u. a. 2011). Rotschlamm wird in der Regel 
deponiert, häufig gelangt der alkalische und mit Schwermetallen belastete 
Schlamm aber auch in Gewässer oder wird direkt auf offener See verklappt (in-
stream degradative Nutzung) (Bundesministerium für Bildung und Forschung 
2013; Bhatnagar u. a. 2011). Im Oktober 2010 traten in Ungarn zwischen 700.000 
und einer Million Kubikmeter Rotschlamm aus der Deponie einer Aluminiumhütte 
aus, wodurch neun Menschen starben, weite Flächen kontaminiert und Gewässer 
verseucht wurden (Mayes u. a. 2011; Ruyters u. a. 2011). 

Zunahme der ungenutzten Entnahme:  
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 Leicht erreichbare Lagerstätten und solche Lagerstätten mit hohen Erzgehalten 
werden zuerst abgebaut. Mit ihrer Erschöpfung werden zunehmend auch Lagerstät-
ten genutzt, bei denen mehr Material bewegt werden muss, um einen entspre-
chende Menge an Erz zu gewinnen. Dadurch nehmen Auswirkungen  

o auf Wasserkörper zu, beispielsweise, wenn Grundwasserkörper lokal abge-
senkt werden müssen, um tiefer liegende Rohstoffvorkommen zu erschlie-
ßen und abzubauen,    

o auf die Landschaft Vegetation und das Bodengefüge zu, wenn eine größere 
Fläche für den Abbau in Anspruch genommen wird, und  

o auf fossile Energieträger und die Atmosphäre, wenn mehr Energie benötigt 
wird, um die zusätzliche ungenutzte Entnahme zu bewegen.   

   
Abbildung 1 Zunahme der ungenutzten Entnahme der Rohstoffgewinnung in Australien. (Bringezu 2015 nach: Mudd 
2009 

 

Gesundheitsschäden durch Schwermetalle aus Rohstoffgewinnung und informellem Re-
cycling 

 Das UNEP International Resources Panel (UNEP 2013a) problematisiert u.a. die Dis-
sipation von Metallen durch anthropogene Anwendungen oder in Abfallströmen. 
Dadurch könne es zu umwelt- und gesundheitsschädigenden örtlichen Konzentra-
tionen von (Schwer-)Metallen kommen. Der Bericht des UNEP IRP verweist bei-
spielsweise darauf, dass das Trinkwasser von 60 bis 100 Mio. Menschen in Indien 
und Bangladesch mit Arsen belastete sei.    

 Das Pure Earth Institute sowie das Green Cross Switzerland verweisen im Report 
„World’s Worst Pollution Problems 2015“ auf die besondere Bedeutung von Um-
welt- und Gesundheitsgefährdungen durch Schwermetall-Immissionen. Blei und 
Quecksilber zählten zu den sechs problematischsten Giftstoffen: alleine durch Blei 
seien 26 Millionen Menschen gesundheitlich gefährdet und 19 Millionen durch 
Quecksilber; durch diese beiden Schadstoffe gingen pro Jahr global rund 10 Millio-
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nen Lebensjahre „verloren“ (Disability-Adjusted Life Year, DALY). Als zentrale Quel-
len von Blei- und Quecksilberimmissionen (Pure Earth/Green Cross Switzerland 
2015) nennt der Report den Abbau und die Verhüttung von Erzen, v.a. Gold, sowie 
die informelle Entsorgung von Altprodukten wie Fahrzeugbatterien.   

Konflikte 

 Koltan zählt zu den sogenannten Konfliktmineralien. Studien schätzen, dass rund 
ein Fünftel des Koltans, vor allem aus der Demokratischen Republik Kongo illegal 
gehandelt wird und dort zur Finanzierung von Bürgerkriegen beiträgt. Damit einher 
gehen massive Menschenrechtsverletzungen sowie schlechte Arbeitsbedingungen 
vor allem im Kleinbergbau (Bleischwitz u. a. 2012)     

 

 Unterschiede und potentielle Konflikte  
2.2.1 Ressourcenbegriff 

Während Ausgangslage und Probleme relativ einheitlich beschrieben werden, unterscheiden 
sich die untersuchten Begriffe in ihren jeweiligen Fokussen und Prioritäten hinsichtlich der 
verschiedenen Ressourcenarten. Dies ist zunächst vor allem eine Frage des Ansatzpunktes 
der jeweiligen Begriffe entlang der oben (Kap. 2.1) skizzierten Kausalkette, die ausgehend 
von der Materialnutzung Auswirkungen auf die weiteren natürlichen Ressourcen darstellt; die 
Begriffe bleiben dadurch untereinander kompatibel:  

1. Fokus auf die effiziente Nutzung von Rohstoffen und Material ( Materialeffizienz, 
Ressourcenschonung) 

2. Fokus auf die Vermeidung des Konsums von immer mehr und neuen Produkten ( 
Suffizienz, nachhaltiger Konsum) 

3. Fokus auf die Vermeidung von negativen Auswirkungen der Rohstoffnutzung auf die 
natürlichen Ressourcen. Dabei wird „natürlichen Ressourcen“ häufig synonym zum 
Begriff „Ökosysteme“ genutzt ( Planetare Grenzen, sozioökonomischer Metabolis-
mus, Ressourcenschutz). 

2.2.2 Bild des Konsumenten 

Eine ähnliche Differenzierung über die Begriffe hinweg zeigt sich beim – häufig implizit dar-
gestellten – Bild des Konsumenten: Die Vorstellungen reichen vom Verbraucher, der seinen 
eigenen Nutzen maximiert und dessen Verhalten über Regulierungen oder Preissignale ge-
steuert werden kann und sollte ( z.B. Green Economy) über das Bild des „mündigen Ver-
brauchers“, der willens ist, sich für nachhaltige Produkte zu entscheiden, sofern er über ent-
sprechende Informationen (Labels, Produktbeschreibungen, etc.) verfügt ( z.B. Ressour-
ceneffizienz), bis hin zum „Bürger“, der aktiv in den Entscheidungsprozess darüber eingebun-
den ist, welcher Konsum überhaupt gesellschaftlich gewünscht ist und der nicht-monetä-
ren/nicht-materiellen Nutzen aus dem Konsum zieht (Gemeinschaft, Sinnstiftung) ( Suffi-
zienz; Nachhaltiger Konsum).  
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2.2.3 Einschätzung des Wirtschaftssystems  

Grundsätzlicher unterscheiden sich die Begriffe und Konzepte bezüglich der Rolle und Erfor-
derlichkeit von Wirtschaftswachstum und der Bewertung des bestehenden Wirtschaftssys-
tems. Die Unterscheidung kristallisiert sich vor allem in der Frage, ob Effizienzsteigerungen 
bei der Nutzung von Rohstoffen und Materialien hinreichend sind, um das Ziel einer absolu-
ten Senkung des Niveaus der Ressourcennutzung zu erreichen. Weitgehender Konsens in 
den analysierten Dokumenten ist, dass Effizienzgewinne aus rein technologischen Innovati-
onen durch Rebound- oder Wachstumseffekte geschmälert oder sogar überkompensiert wür-
den ( Materialeffizienz; Ressourceneffizienz; Demateralisierung; Green Economy; Entkopp-
lung; sozioökonomischer Metabolismus; Ressourcenschutz; Steady State Economy; Suffizi-
enz). Um diesen ungewollten Effekten zu begegnen wird die Einführung von Material- und 
Rohstoffsteuern im Rahmen einer ökologischen Steuerreform vorgeschlagen ( ebd.). Durch 
eine Verteuerung von Rohstoffen – absolut oder im Verhältnis zum Produktionsfaktor Arbeit 
– würden Anreize gesetzt, Rohstoffe einzusparen. So könnten im Gegenzug Arbeitsplätze 
erhalten oder geschaffen werden, beispielsweise im Bereich Reparatur und Handwerk. Zu-
dem könne durch eine ambitionierte Ressourcenpolitik auch die Rohstoffsicherheit verbes-
sert werden. Der globale Nachfrageanstieg nach Rohstoffen führe zu Preisanstiegen und 
Volatilitäten auf den internationalen Märkten und gefährde letztlich die Versorgungssicher-
heit von importabhängigen Wirtschaften wie die EU und Deutschland. Ressourceneffizienz 
sei dadurch eine Zukunftstechnologie, die nicht nur ökologische, sondern auch ökonomische 
Vorteile mit sich bringe. Gegen eine ökologische Steuerreform wird von wirtschaftsnahen 
Akteuren eingewendet, dass eine Verteuerung der Materialnutzung zu Wettbewerbsnachtei-
len führen würde, wenn es keinen Grenzausgleich oder ein international abgestimmtes Vor-
gehen gäbe.  

Von den Protagonisten wachstumsfreundlicher Konzepte ( Materialeffizienz, Ressour-
ceneffizienz, Green Economy) wird argumentiert, dass ökonomisches Wachstum nötig sei, 
um die Gesellschaft zu stabilisieren und Wohlstand zu erhalten. Zudem werden dadurch die 
notwendigen Mittel erwirtschaftet um Innovationen zu entwickeln (bzw. Wachstum ist Indiz 
für erfolgreiche Innovationen). Durch Effizienz wäre auch ein anhaltendes Wachstum (und 
damit verbunden Wohlstandswahrung) bei geringerer Umweltbelastung möglich, dies jedoch 
mit anderen Produkten und Dienstleistungen, ggf. auch in anderen Sektoren. Um die beste-
henden Wirtschaftsstrukturen entsprechend umzubauen seien Preissignale und daraus fol-
gende Anreize für Veränderungen im Innovations- und Investitionsverhalten nötig. Wachstum 
und Einkommen seien aber notwendig um die dafür nötigen Mittel zu erwirtschaften bzw. 
Anreize für Investoren zu geben, ggf. auch um unerwünschte Nebeneffekte von Strukturwan-
del kompensieren zu können.  

Eine fundamentale Kritik am Effizienzgedanken wurzelt in einer wachstumskritischen Per-
spektive: solange das bestehende Wirtschaftssystem auf Wachstum ausgerichtet sei, könne 
Effizienz, ebenso wie Konsistenz, nicht zur Problemlösung beitragen ( Suffizienz, Steady 
State Ökonomie, Nachhaltiger Konsum). Neue Technologien würden das Grundproblem der 
Wachstumslogik sogar verschärfen – mit immer neuen Produkten würden (scheinbare) Be-
dürfnisse geweckt. Durch Produktivitätsfortschritte würden immer mehr Produkte zu immer 
geringeren Preisen auf den Markt gebracht. Wachsende Einkommen trügen dazu bei, dass 
diese auch nachgefragt werden. Letztlich bedeute dies sogar einen Mehraufwand an Material 
und Ressourcennutzung. Notwendig wäre stattdessen eine Transformation des Wirtschafts-
systems – einschließlich des Rückbaus nicht zukunftsfähiger Sektoren und Strukturen.  
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Diese beiden Positionen innerhalb des ressourcenpolitischen Akteursnetzwerks gehen von 
fundamental entgegengesetzten Prämissen aus, so dass die grundlegende Inkonsistenz der 
beiden Perspektiven nicht aufgelöst werden kann. Dennoch finden sich in den jeweils ange-
führten Ansatzpunkten – beispielsweise dem Umbau der Wirtschaft, Änderung des Nut-
zerverhaltens (ob im Rahmen von Geschäftsmodellen oder außerhalb des Wirtschaftssys-
tems) oder einer Steuerung über Preise – durchaus Anknüpfungspunkte zwischen den Sicht-
weisen. Augenscheinlich unterscheiden sich zwar Analyse und Ziele, aber auf der Ebene von 
konkreten Handlungsansätzen kommt es wieder zu Übereinstimmungen. Mögliche Syner-
gien zwischen Ansätzen der Ressourceneffizienz und der Green Economy einerseits und Suf-
fizienzstrategien andererseits sollten in einer weiteren Analyse vertieft untersucht werden, 
beispielsweise für konkrete Themenfelder.  

In einer ersten Näherung können die Begriffe anhand der zentralen ressourcenpolitischen 
Diskurse, wie sie in der Analyse von Jacob, Werland und Graaf (Jacob u. a. 2013) identifiziert 
wurden, verortet werden. Die Diskurse gehen jeweils von eigenen Perspektiven auf die Res-
sourcenpolitik – der Einhaltung planetarer Grenzen, dem Umbau zu einer innovativen, res-
sourceneffizienten Wirtschaft und der Thematisierung von Lebensstilen und Konsummuster 
– aus.2  

 
Abbildung 2: Verortung der untersuchten Begriffe anhand der ressourcenpolitischen Diskurse aus Jacob et. al 2013 

                                                      
2 Diese Einteilung der Diskurse ähnelt den Dimensionen der Nachhaltigkeit: Ökologie – Ökonomie – Soziales.  

Sie sind aber in ihrer Perspektive nicht deckungsgleich. Während die ressourcenpolitischen Perspektiven die 
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Im Folgenden werden die Befunde aus der Analyse der Begriffe jeweils im Einzelnen vorge-
stellt. Für jeden der Begriffe wurden zentrale politische und wissenschaftliche Dokumente 
ausgewählt und ausgewertet. Wie oben ausgeführt, geht es nicht um eine enzyklopädische 
Definition, sondern um die Sichtweisen, Argumentationsmuster und Bedeutungen, die den 
Begriffen von den jeweiligen Akteuren zugemessen werden. 

  

  

3 Übersicht über die untersuchten Ressourcenpolitischen 
Begriffe 

 Begriffe mit Orientierung auf Innovationen 
3.1.1 Rohstoff- /Materialeffizienz 

 VDI-ZRE 2016: Wettbewerbsvorteil Ressourceneffizienz. Definitionen, Grundlagen, 
 Fakten und Beispiele (VDI-ZRE 2016)  
 VDI 4800: Richtlinie VDI 4800 Blatt 1 "Ressourceneffizienz; Methodische Grundlagen, 

Prinzipien und Strategien" (VDI 2016) 
 BMWi: Materialeffizienz steigert Produktivität (BMWi o. J.) 
 Liedtke, Christa / Busch, Timo (2005): Materialeffizienz. (Liedtke/Busch 2005) 

Die Leitidee hinter dem Konzept der Materialeffizienz ist, den Verbrauch von endlichen natür-
lichen Ressourcen von der wirtschaftlichen Entwicklung von Unternehmen zu entkoppeln 
(VDI-ZRE 2016). Ressourcen werden primär als ökonomische Input-Faktoren, d.h. als Roh-
stoffe bzw. Material verstanden und entsprechend vor allem monetär bewertet (VDI-ZRE 
2016). Der Begriff der Rohstoff- bzw. Materialeffizienz ist damit eng mit dem Indikator Roh-
stoffproduktivität – gemessen als das Verhältnis eines Nutzens (i.d.R in monetären Größen) 
zur Menge der dazu eingesetzten Materialien – verbunden.  

Ein hoher Anteil der Kosten von Unternehmen entfalle auf Materialkosten. Dennoch würden 
Rohstoffe in Produktionsprozessen häufig ineffizient genutzt. Dadurch entstünden zusätzli-
che Kosten für Unternehmen und – als Folge – vermeidbare negative Umweltauswirkungen. 
Eine gesteigerte Rohstoffeffizienz bringe wirtschaftliche Vorteile für Unternehmen (Kosten, 
Versorgungssicherheit, Wettbewerb, Marktchancen für RE-Technologien). Durch den Einsatz 
effizienterer Technologien und die Optimierung von Produktionsprozessen sei eine Ent-
kopplung von Rohstoffnutzung und Wirtschaftswachstum sowohl auf betrieblicher Ebene als 
auch – bei hinreichender Verbreitung – makroökonomisch erreichbar. Einschränkend sei da-
bei auf gesamtwirtschaftlicher Ebene mit Rebound-Effekte zu rechnen, die die Effizienzstei-
gerungen verringerten (VDI 4800).  

Durch eine effiziente Verwendung von Rohstoffen könnten Herstellungs- und Entsorgungs-
kosten gesenkt, dadurch die Rentabilität von Unternehmen verbessert und deren Wettbe-
werbsfähigkeit gestärkt werden (Liedtke/Busch 2005; BMWi o. J.); zudem seien materialeffi-
zient wirtschaftende Unternehmen weniger stark von Versorgungsengpässen und volatilen 
                                                      

Auswirkungen auf die Ressourcennutzung aus den jeweiligen Blickwinkeln hinterfragen (z.B. Auswirkungen 
der Konsummuster oder von Wirtschaftsformen auf die Ressourcennutzung), thematisiert die Nachhaltigkeits-
Perspektive die Auswirkungen der Ressourcennutzung auf die Dimensionen Umwelt, Wirtschaft und Soziales, 
d.h. die Wirkungskette wäre aus dieser Perspektive umgekehrt.  
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Rohstoffpreisen betroffen (VDI-ZRE, 2016). Ressourceneffizienztechnologien könnten zu-
dem Marktpotentiale bieten und als „neue Wachstumsquelle“ dienen. Letztlich gingen mit 
einer effizienteren Nutzung von Material ein verringertes Abfallvolumen, vermiedene Emissi-
onen sowie geringere negative Umweltauswirkungen aus der Rohstoffgewinnung – also eine 
verbesserte  Ökoeffizienz – einher (Liedtke/Busch 2005).  

Eine Steigerung der Materialeffizienz könne durch technologische Innovationen und Verfah-
rensverbesserungen erreicht werden. Viele Effizienztechnologien seien bereits heute verfüg-
bar, die bestehenden Effizienzpotentiale würden jedoch auf Grund unterschiedlicher Hemm-
nisse nicht hinreichend genutzt. Zu den Hemmnissen, die der Diffusion von Effizienztechno-
logien und effizienten Produktionsweisen entgegenstehen, zählten Informationsdefizite, 
Transaktionskosten, spezifischer Kapitalmangel, sowie die mangelnde Beachtung von Res-
sourceneffizienz im unternehmerischen Kalkül.  

Daher sei es Aufgabe der Politik, Forschung und Entwicklung zu Effizienztechnologien zu 
fördern und deren Verbreitung zu unterstützen. Als Maßnahmen, um die genannten Hemm-
nisse zu adressieren, werden vor allem die betriebliche Effizienzberatung und öffentliche För-
derprogramme für Investitionen in Effizienztechnologien angeführt.  

 

Industrie 4.0 und Materialeffizienz 

Die „Optimierung des Ressourcenverbrauchs“ wird als ein zentraler Aspekt der „Industrie 
4.0“ genannt.  

Das Konzept zielt auf die „Organisation und Steuerung der gesamten Wertschöpfungskette 
über den Lebenszyklus von Produkten. Dieser Zyklus orientiert sich an den zunehmend 
individualisierten Kundenwünschen und erstreckt sich von der Idee, dem Auftrag über die 
Entwicklung und Fertigung, die Auslieferung eines Produkts an den Endkunden bis hin zum 
Recycling, einschließlich der damit verbundenen Dienstleistungen“ (BITKOM u. a. 2015). 
Der verantwortungsvolle Umgang mit allen Ressourcen, einschließlich Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffen, sei ein Erfolgsfaktor für die zukünftige industrielle Produktion. Durch die Ver-
netzung und Optimierungen im Entwicklungs- und Produktionsprozess könnte beispiels-
weise eine bessere Auslastung von Maschinen erreicht werden.  

Demgegenüber argumentieren vor allem Vertreter der Zivilgesellschaft, dass Industrie 4.0 
zwar zu Produktivitätsgewinnen betragen könne, diese aber durch Rebound-Effekte abseh-
bar verringert würden. Zudem würden für die Einführung und Nutzung neuer Technologien 
auch neue Geräte und Infrastrukturen benötigt. Durch Effizienzsteigerungen alleine würde 
es nicht zu einer absoluten Reduktion des Rohstoffverbrauches kommen. Insbesondere 
bei Seltenen Erden, Kupfer, Platin, Lithium, Germanium und Tantal sei mit Nachfragestei-
gerungen zu rechnen. Damit einher gingen Umweltbelastungen und Menschenrechtsver-
letzungen (AK Rohstoffe 2016)     

Die Effizienzpotentiale beziehen sich entsprechend vor allem auf Unternehmen innerhalb der 
bestehenden Wirtschaftsstruktur. Ein grundsätzlicher Strukturwandel bzw. die Schrumpfung 
einzelner Sektoren sind ebenso wenig Gegenstand der Diskussion wie grundlegende Verän-
derungen von Konsummustern oder des Verbraucherverhaltens.  

3.1.2 Dematerialisierung: Faktor 4, Faktor 10, Faktor X   

 Ernst-Ulrich von Weizsäcker et al. (2010): Faktor Fünf (von Weizsäcker u. a. 2010) 
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 Schmidt-Bleek et al. (1998): das MIPS-Konzept (Schmidt-Bleek 1998) 

Dematerialisierung wird grundlegend als die Erfüllung von Bedürfnissen mit einem möglichst 
geringen Materialaufwand beziehungsweise sogar ohne Materialnutzung verstanden. Die fol-
gende Darstellung fokussiert auf Konzepte der Dematerialisierung, wie sie von Friedhelm 
Schmidt-Bleek und Ernst-Ulrich von Weizsäcker vertreten werden. Diese Ansätze werden häu-
fig mit sogenannten Faktor-Zielen beschrieben. Diese zielen darauf, durch eine radikale Erhö-
hung der gesamtwirtschaftlichen  Materialeffizienz bzw. -produktivität (um einen Faktor 4, 
5, 10, x …), den Rohstoffinput in das Wirtschaftssystem auf ein nachhaltiges Maß zu verrin-
gern. Dadurch sollen die technisch verursachten Materialbewegungen verringert und so die 
Ökosphäre entlastet werden (Schmidt-Bleek 1998, 14). Mit Effizienzgewinnen durch techno-
logische Innovationen könnten trotz Rebound-Effekten große tatsächliche Minderungen des 
Ressourcenverbrauchs und eine  absolute Entkopplung von Rohstoffnutzung und Wirt-
schaftsentwicklung erreicht werden, ohne dass es zu Wohlstandseinbußen komme, die sozi-
ale Sicherheit gefährdet werde. Für die hier besprochene Auslegung der Dematerialisierung 
ist zentral, dass dazu keine grundlegenden Änderungen von Verhalten oder der Bedürfnisse 
nötig sind. Die in diesem Konzept inhärente Vision, die vielfach mit Beispielen wie Leichtbau 
oder Digitalisierung belegt wird, ist, dass die bestehenden gesellschaftlichen Bedürfnisse mit 
radikal weniger Materialaufwand befriedigt werden können.  

Um die Ökosphäre zu entlasten, müsse der Input an Rohstoffen adressiert werden. Durch 
klassische Umweltpolitik sei es jedoch nicht möglich, die Nutzung von Rohstoffen zu verrin-
gern, weil diese vor allem Emissionen und Abfälle adressiere. Recycling als Effizienzstrategie 
stoße an Grenzen, weil es unweigerlich mit Stoffverlusten (durch Dissipation und zuneh-
mende Entropie,) und Energieaufwand verbunden sei. Gleichzeitig sendeten Märkte bislang 
das „verkehrte Signal billiger Energie und materieller Ressourcen aus“ (von Weizsäcker u. a. 
2010, 332); die Ressourcenpreise seien über die letzten 200 Jahre immer weiter gesunken. 
Daher komme es darauf an, Rahmenbedingungen für Märkte so zu gestalten, dass Effi-
zienzinnovationen forciert werden. Dazu werden ökonomische Instrumente, vor allem han-
delbare Emissionslizenzen und ökologische Abgaben vorgeschlagen.  

Handelbare Emissionslizenzen beziehen sich vor allem auf den Ausstoß von Emissionen und 
könnten – theoretisch – auf eine bestimmte Höhe begrenzt werden. Umweltabgaben und -
steuern könnten sich auf den Schadstoffausstoß, aber auch auf den Rohstoffinput beziehen. 
Insgesamt sei der Anteil der Umweltsteuern am Gesamtaufkommen sehr gering und liege 
zwischen 1 und 3 Prozent gemessen am BIP. Durch eine „Umschichtung der Staatsfinan-
zen“ von der Finanzierung über Arbeit und Lohn hin zu einer Finanzierung über die Ressour-
cen könnten auch positive Effekte auf Lohnnebenkosten und die Nachfrage nach Arbeit er-
reicht werden.  

Durch eine langsame aber stetige Erhöhung von Ressourcenpreisen, die der Steigerung der 
Ressourcenproduktivität (z.B. über die letzten 5 Jahre) entspricht, würde ein Wettrennen um 
höhere  Effizienz entstehen (von Weizsäcker u. a. 2010, 312). Durch solche moderaten und 
langfristig angekündigten, planbaren Preisentwicklungen könnten Investitionsentscheidun-
gen und Verbraucherverhalten in Richtung einer höheren Effizienz gelenkt werden (von 
Weizsäcker u. a. 2010, 326).  Die Umsetzung könne im Rahmen einer Ökosteuer geschehen. 
Diese könne aufkommensneutral gestaltet werden oder das Aufkommen könnte zur Entlas-
tung des Faktors Arbeit, als Zuschuss zu Effizienzinvestitionen oder ggf. zur Unterstützung 
ärmster Teile der Bevölkerung genutzt werden. Wenn Rohstoffnutzung dadurch zunehmend 
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durch den Faktor Arbeit (Effizienzingenieure, Handwerker, Reparaturdienstleistungen) er-
setzt würden, ergäbe sich ein verstärkender positiver Effekt auf den Arbeitsmarkt.  Ebenso 
wird ein langfristiger Preiskorridor, innerhalb dessen sich der Preis bestimmter Güter bewe-
gen kann, als Mittel diskutiert, um Innovationen zu forcieren. Wenn der Preis nach oben oder 
nach unten von diesem Korridor abweicht, solle der der Staat lenkend eingreifen (von 
Weizsäcker u. a. 2010, 326).  

Die dargestellte Argumentation bezieht sich vor allem auf Energierohstoffe. Bei stofflich ge-
nutzten Rohstoffen sei eine Primärrohstoffbesteuerung bei der Extraktion denkbar. Diese 
hätte eine verstärkte Nutzung von Sekundärrohstoffen zur Folge und stärke die  Kreislauf-
wirtschaft (von Weizsäcker u. a. 2010, 327).  

Neuere Publikationen, die auf die Notwendigkeit hinweisen, den gesamten Materialverbrauch 
um den Faktor 10 zu verringern verweisen im Gegensatz zu der oben genannten Argumenta-
tion darauf, dass dieses Ziel nicht alleine mit technologischen Effizienz-Innovationen erreicht 
werden könne. Vielmehr müssten auch Änderungen im Lebensstil und  Suffizienzstrate-
gien genutzt werden (exemplarisch: Liedtke u. a. 2015)  

3.1.3 Nachhaltiges Materialmanagement – Sustainable Materials Management 

 OECD 2012: Sustainable Materials Management. Making Better Use of Resources. 
(OECD 2012) 

Das Konzept des Nachhaltigen Materialmanagements fokussiert auf die Umweltwirkungen, 
die mit der Nutzung von Material entlang des gesamten Lebenszyklus einhergeht. Diese kön-
nen durch ein Management der Materialflüsse signifikant verringert werden. Der Ansatz fo-
kussiert dabei sowohl auf Unternehmen und Produzenten als auch auf den politischen Rah-
men der Ressourcennutzung.  

Bevölkerungswachstum und ein global steigendes Konsumniveau führten zu einem immer 
weiteren Anwachsen der Materialströme und, als Resultat, zu immer stärkeren negativen Um-
weltauswirkungen. Daher sei ein grünes Wachstum ( Green Growth) und die Etablierung 
einer ressourceneffizienten Wirtschaft aus ökonomischen, ökologischen und sozialen Grün-
den nötig.  

Kernelement dabei sei es, die Menge der Ressourcen, die für menschliche Aktivitäten in An-
spruch genommen wird, zu reduzieren und die damit verbundenen Umweltfolgen zu verrin-
gern. Dadurch könnte gleichzeitig die Versorgungssicherheit verbessert, die Wettbewerbsfä-
higkeit der Wirtschaft gesteigert und so weiteres Wirtschaftswachstum ermöglicht und sti-
muliert werden.  

Bestehende Regulierungen von Stoffströmen zielten vor allem auf die Behandlung von Abfäl-
len. Ein alleiniger Fokus auf die end-of-Life Seite sei aber aus einer Lebenszyklusperspektive 
nicht hinreichend. Gleichzeitig seien Versuche zur Internalisierung von externen Kosten, etwa 
durch Steuern und Abgaben, schwer durchsetzbar auch wenn sie aus ökonomischer Sicht-
weise die effizientesten Instrumente darstellten (OECD 2012: 2). Das Resultat daraus seien 
punktuelle Regulierungen einzelner Probleme bzw. spezifischer Problemaspekte. Durch 
diese Fragmentierung steige die Gefahr von Problemverlagerungen, sowohl zwischen Im-
pact-Kategorien als auch entlang des Lebenszyklus von Materialien. Um dies zu verhindern 
sei eine integrierte Betrachtung komplexer Umweltprobleme nötig. Entsprechend sollen im 
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Rahmen des Nachhaltigen Materialmanagements sollen Politiken, die auf spezifische Mate-
rialströme zielen, Produktpolitiken (wie die Ökodesign-Richtlinie) und Abfallpolitiken aufei-
nander abgestimmt werden und so den gesamten Lebenszyklus integrieren.   

Die OECD formuliert für das Konzept des nachhaltigen Materialmanagements vier Prinzipien:  

 Schutz des Naturkapitals: Dazu sollen Informationen über Materialflüsse generiert 
und der Durchsatz vor allem von Materialien mit besonders hohen Auswirkungen ver-
ringert werden. Dazu soll die Ressourcenproduktivität, beispielsweise durch Recyc-
ling und die Nutzung von  Konsistenz-Technologien gesteigert werden 

 Produkte sollen so gestaltet werden, dass mit ihrer Herstellung, Nutzung und Entsor-
gung ein mit den geringstmöglichen Umweltwirkungen verbunden ist. Als Handlungs-
ansätze dazu werden Entgiftung (Detoxification),  Dematerialisierung und Design 
for value recovery genannt.  

 Nutzung der gesamten Bandbreite politischer Instrumente um wirtschaftlich, ökolo-
gisch und sozial nachhaltige Ergebnisse zu erreichen; 

 Einbindung der Wirtschaft, der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft, insbesondere 
der Stakeholder entlang des Materiallebenszyklus, um breite Akzeptanz herzustellen.  

3.1.4 Ressourceneffizienz 

 Europäische Kommission: Fahrplan für ein ressourceneffizientes Europa 
(Europäische Kommission 2011) 

 Bundesregierung / BMUB: ProgRess II (BMUB 2016)  
 UNEP (2016): Resource Efficiency: Potential and Economic Implications (UNEP 2016).   
 Rat der Europäischen Union (2016): Council conclusions on the EU action plan for the 

circular economy (Rat der Europäischen Union 2016).  
 OECD 2016: Policy Guidance on Resource Efficiency (OECD 2016) 
 BDI 2011: Stellungnahme zum zum Entwurf eines Deutschen Ressourceneffizienzpro-

gramms (ProgRess)(BDI 2011) 
 BDI 2016: Ressourceneffizienzpolitik 4.0: Aktuelle Herausforderungen und Anforde-

rungen aus Sicht der Industrie (BDI 2016a) 

Der Begriff der Ressourceneffizienz basiert auf der Feststellung, dass natürliche Ressourcen 
– abiotische und biotische Rohstoffe, die Umweltmedien, Fläche, sowie die Biodiversität – 
die Grundlage des Lebens und des Wirtschaftens bilden. Ressourcen dienten einerseits als 
wirtschaftliche Inputfaktoren für die Herstellung von Produkten und andererseits als Senken 
für Schadstoffe und Treibhausgasemissionen. Durch die global steigende Nachfrage nach 
Rohstoffen würden auch die übrigen natürlichen Ressourcen immer stärker in Anspruch ge-
nommen. Triebkräfte hinter dieser Entwicklung seien die globale Bevölkerungszunahme und 
die Ausbreitung von Konsummustern, wie sie in den industrialisierten Staaten zu finden sind 
(OECD, 2016). Limitierende Faktoren für das Wirtschaftswachstum seien die  Versorgung 
mit Rohstoffen, aber zunehmend auch die Verfügbarkeit von Senken für Emissionen und Ab-
fälle.  

Die OECD (2012) unterscheidet den Begriff der Ressourceneffizienz von der Ressourcenpro-
duktivität. Während Ressourcenproduktivität ein quantitatives Maß für den ökonomischen 
Mehrwert pro Einheit Materialinput sei – und in dieser Beschreibung stark an den Begriff der 
 Rohstoff- bzw. Materialeffizienz angelehnt ist – werde der Begriff der Ressourceneffizienz 
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häufig umfassender ausgelegt: Ressourceneffizienz besitze über die Ressourcenproduktivi-
tät hinausgehend auch eine qualitative Dimension, die als Umwelt-Impact pro Output-Einheit 
gemessen werden könne (OECD 2012, 6). So verstanden stellt das Konzept der Ressourcenef-
fizienz die Auswirkungen der Materialnutzung auf die weiteren natürlichen Ressourcen zent-
ral.    

Unter diesen Bedingungen sei die effiziente Nutzung von Rohstoffen eine Voraussetzung, um 
Wirtschaftswachstum bzw. das Wohlstandniveau aufrecht zu erhalten. Die Steigerung der 
Ressourcenproduktivität soll die Menge der natürlichen Ressourcen verringern, die für wirt-
schaftliche Aktivitäten in Anspruch genommen werden, dadurch die Auswirkungen auf die 
Umwelt verringern und gleichzeitig Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft verbessern (OECD 2016).  

In den OECD-Staaten sei eine  Entkopplung der Materialnutzung vom Wirtschaftswachs-
tum gelungen, allerdings bleibe das absolute pro-Kopf Niveau der Materialnutzung um 60 
Prozent über dem globalen Durchschnitt. Die bisher erreichte Entkopplung in den Industrie-
ländern reiche demnach nicht aus um die zunehmende Nutzung von Material vor allem in den 
Schwellenländern zu kompensieren (OECD 2016). Dabei beziehen sich einige Autoren explizit 
auf die Einhaltung  planetarer Grenzen (Europäische Kommission 2011; BMUB 2016; UNEP 
2016). Zunehmend wird auch auf die Notwendigkeit einer effizienten Ressourcennutzung 
verwiesen, um das klimapolitische 2°-Ziel zu erreichen (OECD 2016; BMUB 2016; UNEP 2016).  

Durch die global steigende Nachfrage nach Rohstoffen und die wachsenden Schadkosten 
der Umweltbelastungen, die mit der Rohstoffgewinnung und -nutzung verbunden sind, seien 
Ressourceneffizienztechnologien ein Zukunftsmarkt, der weiteres Wirtschaftswachstum ge-
nerieren könne. Über rein technologische Effizienzverbesserungen hinausgehend böten auch 
neue Geschäftsmodelle wie CarSharing große Potentiale zum effizienteren Umgang mit Res-
sourcen (Europäische Kommission 2011; OECD 2016).  

Bestehende Ressourceneffizienzpotentiale würden bislang jedoch nicht hinreichend genutzt. 
Nach Ansicht der EU-Kommission seien Transferkosten (Informationskosten) und fehler-
hafte Preissignale für die Nutzung von Rohstoffen, die häufig nicht „die nicht wahren Kosten 
der Rohstoffnutzung“ widerspiegelten, für die zu geringe Ausnutzung von Effizienzpotentia-
len verantwortlich (Europäische Kommission 2011; Rat der Europäischen Union 2016; UNEP 
2016). Märkte, Preise, Steuern und Subventionen müssten daraufhin geprüft werden, ob sie 
Anreize für eine effizientere Nutzung von Ressourcen bieten. Ebenso argumentiert die OECD, 
dass Politikinstrumente nötig seien, die Umweltschäden internalisieren und Anreize für eine 
effiziente Nutzung von Ressourcen geben (OECD 2016: 13). Die Europäische Kommission 
schlägt im „Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa“ den Abbau von Subventionen 
sowie die „Einführung von Umweltsteuern, Abgaben, Regelungen für handelbare Zertifikate, 
steuerliche Anreize für einen umweltschonenderen Verbrauch oder andere Instrumente“ vor. 
Die derzeit bestehende Kostenstruktur belaste den Faktor Arbeit wesentlich stärker als die 
Nutzung von Ressourcen. So sei es häufig günstiger, defekte Produkte zu entsorgen als sie 
reparieren zu lassen (UNEP 2016). Im Rahmen einer ökologischen Steuerreform solle der 
Faktor Arbeit entlastet und im Gegenzug der Anteil an Umweltsteuern am Gesamtaufkom-
men erhöht werden. Dadurch könne Beschäftigung und Wirtschaftswachstum weiter ange-
kurbelt werden. Durch diese Signale werde „zugleich die Umstrukturierung zu einer ressour-
censchonenden Wirtschaft“ erleichtert (Europäische Kommission 2011). Wenn Primärmate-
rialien steuerlich stärker belastet würden, ergäbe sich zudem ein Anreiz, Sekundärmaterialien 
einzusetzen, was wiederum zur Stärkung von Recyclingmärkten führen würde (Rat der 
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Europäischen Union 2016; UNEP 2016). Die Einführung von Umwelt- bzw. Ressourcensteu-
ern könne auch dazu beitragen, Rebound-Effekte, die Effizienzgewinne schmälern, und die 
einer absolute Minderung der Rohstoffnutzung zuwiderlaufen, zu vermeiden (UNEP 2016). 

Konsumenten sollten – als mündige Verbraucher – durch die Bereitstellung von produktspe-
zifischen Informationen über den Ressourcenverbrauch und die resultierende Umweltbelas-
tung befähigt werden, ihre Nachfrage gezielt auf ressourcenschonendere Dienstleistungen 
und Erzeugnisse zu richten. Dadurch würden Konsumenten befähigt solche Produkte zu kau-
fen, „die lange halten oder die leicht repariert oder recycelt werden können“. Entsprechende 
Vorgaben zu einem ressourceneffizienten Produktdesign könnten in der Ökodesign-Richtlinie 
gesetzt werden (Europäische Kommission 2011). Neue Geschäftsmodelle wie Vermietung 
oder Leasing („Nutzen statt besitzen“) könnten dazu beitragen, Konsumbedürfnisse mit ei-
nem geringerem Ressourcenverbrauch zu decken; weiterhin sollten Vorgaben in der öffentli-
chen Beschaffung zur Diffusion ressourcenschonender Produkte genutzt werden.  

Ressourceneffizienz ist ein sehr breit genutztes Konzept, auf das in vielen weiteren Begriffen 
verwiesen wird. Gemeinsamer Nenner der Befürworter von Ressourceneffizienz ist eine 
wachstumsfreundliche Grundeinstellung: Ressourceneffizienz wird als Voraussetzung von 
Wirtschaftswachstum und als Marktchance verstanden. Aus einer wirtschaftspolitischen 
Perspektive wird Ressourceneffizienz jedoch häufig – abweichend von der obigen Darstel-
lung – mit einer „relativen Entkopplung“ von Wirtschaftsleistung und Materialnutzung, d.h. 
einer Steigerung der Rohstoffproduktivität gleichgesetzt. Absolute Minderungsziele für die 
Ressourcennutzung werden hingegen abgelehnt, u.a. mit dem Argument, dass durch die stei-
genden Rohstoffpreise bereits hinreichende Anreize existierten, Rohstoffe effizient einzuset-
zen (BDI 2016b). Vielmehr würden starre politische Vorgaben Innovationsprozesse verhin-
dern und  zu einem Verlust von Arbeitsplätzen führen (BDI 2011). Sofern es zu Produktions-
verlagerungen in Staaten mit weniger starken Umweltauflagen komme, könne dies zu einem 
Anwachsen der Umwelt-Impacts führen (ebd.) 

Die wachstumsfreundliche Sichtweise wird von anderen Akteuren vor allem aus dem Bereich 
der  Suffizienz kritisiert: Unter der Prämisse einer wachsenden Wirtschaft sei es nicht mög-
lich, durch Effizienztechnologien das gemeinsame Ziel einer absoluten Verringerung der Ma-
terialnutzung zu erreichen. Wirtschaftswachstum führe inhärent zu einem steigenden Kon-
sumniveau und damit zu anwachsenden Materialflüssen und Umweltschäden. Zudem be-
stehe die Gefahr, dass Effizienz – wie oben dargestellt –  auf eine relative Entkopplung von 
Wirtschaftsleistung und Materialeinsatz abziele und dadurch das Ziel einer absoluten Verrin-
gerung aus dem Blick gerate. Eine ausführliche Darstellung der Argumentation findet sich 
unter der Überschrift „Begriffe mit Orientierung auf Lebensstile und Verringerung des Kon-
sumniveaus“.   

3.1.5 Kreislaufwirtschaft 

 BMUB: Kreislaufwirtschaft. Abfall nutzen – Ressourcen schonen (BMU 2011).  
 UBA: Abfall- und Kreislaufwirtschaft (UBA o. J.) 
 Abfallvermeidungsprogramm der Bundesregierung (BMUB 2013)  
 BMWi: Entsorgungs- und Kreislaufwirtschaft (BMWi o. J.) 

Die Kreislaufführung von Rohstoffen wird im Kontext vieler anderer Konzepte als eine Strate-
gie zur Erhöhung der Material- bzw. Ressourceneffizienz angeführt. Grundlegendes Ziel der 
Kreislaufwirtschaft ist, "dass anfallende Abfälle erneut verwendet oder möglichst hochwertig 
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verwertet " und dadurch Stoffströme geschlossen werden (UBA). Im Unterschied zur  Res-
sourceneffizienz, die den Input an Rohstoffen und die damit verbundenen Umweltwirkungen 
betrachtet, geht die klassische Argumentation im Bereich der Kreislaufwirtschaft von der 
Output-Seite, d.h. der Abfallentstehung aus.    

Primäre Schutzgüter sind die lokale Umwelt und die menschliche Gesundheit. Im Laufe sei-
ner Entwicklung wurde das abfallwirtschaftliche Zielsystem und dessen end-of life Perspek-
tive ausgeweitet. Abfälle seien nicht länger als nur Entsorgungsproblem zu betrachten, son-
dern könnten auch Rohstoffquelle genutzt und damit die Rohstoffbasis der Wirtschaft ge-
schont werden ( Materialeffizienz). Durch die Schließung von Rohstoffkreisläufen solle die 
Rohstoffbasis der Wirtschaft geschont und so zur Versorgungssicherheit beigetragen wer-
den. Entsprechend weisen sowohl das BMWi aus auch das BMUB auf die Potentiale von Se-
kundärrohstoffen zur Absicherung der Rohstoffversorgung hin. 

In der Abfallhierarchie, die der Europäischen Abfallrahmenrichtlinie und dem deutschen 
Kreislaufwirtschaftsgesetz zugrunde liegt, wird der Vermeidung von Abfällen Vorrang vor der 
Wiederverwendung eingeräumt, gefolgt von dem stofflichen Recycling, der energetischen 
Verwertung und – als letzter Option – der Beseitigung. Lediglich die Restabfälle, die nicht 
mehr genutzt werden können, weil sie beispielsweise mit Schadstoffen belastet sind, sollen 
beseitigt und möglichst dauerhaft und sicher aus der Umwelt entfernt werden (vgl.  Kon-
sistenz). Dazu werden Vorgaben für Abfallbehandlungs- und Entsorgungseinrichtungen und 
deren Betrieb gegeben.  

Mit der Betonung von Vermeidung und Wiederverwendung weist die Abfallhierarchie über 
eine reine end-of life-Perspektive hinaus. Von zentraler Bedeutung ist dabei das Prinzip der 
Produzentenverantwortung. Dadurch werden Inverkehrbringer von einigen Produktgruppen 
wie Verpackungen, Fahrzeugen, Elektrogeräten oder Einweggetränken für die Rücknahme 
und Entsorgung der Altprodukte verantwortlich gemacht und das Verursacherprinzip umge-
setzt.   

Das Abfallvermeidungsprogramm formuliert als Ziel, „die Abkopplung der mit der Abfallerzeu-
gung verbundenen Auswirkungen auf Mensch und Umwelt vom Wirtschaftswachstum“ zu 
erreichen (18). Dazu zählen neben der Reduktion der gesamten Abfallmenge auch die Reduk-
tion schädlicher Auswirkungen des Abfalls sowie die Reduktion der Schadstoffe in Materia-
lien und Erzeugnissen.  

3.1.6 Circular Economy 

 Europäische Kommission (2015): Closing the loop - An EU action plan for the Circular 
Economy. (Europäische Kommission 2015) 

 Europäische Kommission (2014): Impact Assessment: Proposal for reviewing the Eu-
ropean waste management target (Europäische Kommission 2014) 

 Ghisellinie et al. (2015): A Review on Circular Economy (Ghisellini u. a. 2015) 
 Ellen MacArthur Foundation (2015): Growth within (Ellen MacArthur Foundation 2015) 
 Club of Rome (2015): The Circular Eoncomy and Benefits for Society (Club of Rome 

2015) 

Der Begriff der Circular Economy ist eine Erweiterung der abfallwirtschaftlich geprägten 
Kreislaufwirtschaft.  Eine verbesserte Effizienz der Rohstoff- bzw. Ressourcennutzung soll 
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innerhalb des bestehenden Wirtschaftsparadigmas nicht nur durch Recycling und technolo-
gische Innovationen, sondern auch durch Optimierungen und Nutzungsintensivierungen er-
reicht werden.  

Damit geht der Begriff der Circular Economy über das Ziel der Kreislaufführung von Rohstof-
fen hinaus und stellt die Reichweite bestehender  Kreislaufwirtschaftskonzepte infrage: in 
einer wachstumsorientierten Wirtschaft könne durch den weiteren Aufbau von materiellen 
Beständen keine 100%-Recycling Gesellschaft realisiert werden.3 Dies sei nur in schrumpfen-
den oder  steady state Ökonomien möglich Durch den derzeitigen linearen Charakter der 
Ökonomie gingen wertvolle Rohstoffe verloren, was letztlich auch die Stabilität der Wirt-
schaft bedrohe (Ghisellini u. a. 2015; Ellen MacArthur Foundation 2015). Gleichzeitig würden 
viele Ressourcen – hier im Sinne eines breiten Ressourcenbegriffs, der sowohl die Input- als 
auch die Senkenfunktion der natürlichen Ressourcen umfasst – übernutzt, weil Preissignale 
für die schonende Nutzung von Ressourcen Naturkapital fehlten (Europäische Kommission 
2015; Ghisellini u. a. 2015).  

Um eine absolute Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Ressourcennutzung zu errei-
chen (Club of Rome 2015) müsse der Bestand an Material und Produkten effektiver genutzt 
werden. Derzeitige Nutzungsmuster seien häufig ineffizient, als Beispiele werden Autos oder 
Büroräume angeführt. Die ineffiziente Ressourcennutzung und die Unter-Nutzung von Pro-
dukten führten letztlich zu vermeidbaren Kosten, ungenutzten Geschäftsmöglichkeiten und 
zur Abfallentstehung (Europäische Kommission 2015; Ellen MacArthur Foundation 2015; 
Club of Rome 2015).  

Die effizientere Nutzung von Rohstoffen sei eine Vorbedingung, um Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigungsziele zu erreichen (Ellen MacArthur Foundation 2015; Europäische 
Kommission 2015) (vgl.  Green Economy). Aus einer Stärkung von Reparatur und Wieder-
verwendung als arbeitsintensive, aber rohstoffeffiziente Branchen (Europäische Kommission 
2014) sowie aus neuen Geschäftsmodellen im Bereich der sharing economy seien positive 
Effekte auf die Beschäftigung zu erwarten. Bestehende Steuersysteme belasteten jedoch pri-
mär den Faktor Arbeit. Dadurch habe sich im vergangenen Jahrhundert die Arbeitsprodukti-
vität massiv erhöht, aber es seien nur marginale Steigerungen der Ressourceneffizienz zu 
verzeichnen gewesen. Auf Materialkosten entfalle rund die Hälfte der Kosten des herstellen-
den Gewerbes. Dieser Kostenfaktor werde aber bislang im unternehmerischen Kalkül nicht 
hinreichend berücksichtigt (Ellen MacArthur Foundation 2015; Club of Rome 2015).  

Recycling sei ein (wenn auch nicht hinreichender) Ansatz, um die Nutzung von Primärmate-
rial zu verringern und Energienutzung und Treibhausgasemissionen der Rohstoffnutzung zu 
senken (Europäische Kommission 2014). Technologien zur verbesserten Kreislaufführung 
seien vorhanden, aber Marktfehler wie Pfadabhängigkeiten, versunkene Investitionen in inef-
fiziente Abfalltechnologien wie Müllverbrennungsanlagen oder das Fehlen von Preissignalen, 
die die Nutzung von Sekundärrohstoffen fördern, verhinderten, dass diese Technologien hin-
reichend genutzt werden. 

Als Ansatzpunkt, um zu einer Circular Econony zu gelangen, wird die Internalisierung von 
Umweltschäden genannt. Dem Naturkapital und den Ökosystem-Dienstleistungen werde der-
zeit kein Marktwert zugeordnet. Insofern seien Umweltschäden ein Nebeneffekt mangelnder 
Ressourceneffizienz (Ghisellini u. a. 2015; Europäische Kommission 2014) und vermiedene 
                                                      
3 Es wird aber auch darauf verwiesen, dass sich vielen Industrieländern vor allem durch demographische Ent-

wicklungen ein autonomer Trend hin zu einer steady-state Wirtschaft zeige [Ghi]. 
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Schäden am Naturkapital ein co-benefit der effizienten Rohstoffnutzung (Club of Rome 2015; 
Ellen MacArthur Foundation 2015; Europäische Kommission 2014). Durch die Internalisie-
rung von Umweltschäden würden sich Primärmaterialien verteuern und Anreize geschaffen, 
die Nutzung von Rohstoffen insgesamt zu verringern bzw. verstärkt Recyclingmaterialien zu 
nutzen. Zu den ökonomischen Instrumenten, die die Nutzung von Primärmaterial bzw. die 
Entsorgung von Abfällen verteuern, zählen Abfallgebühren (pay as you throw), die Einführung 
von Steuern, um die Umweltkosten in Rohstoffpreise einzupreisen (Europäische Kommission 
2015) oder eine ökologische Steuerreform, bei der die Hauptlast der Besteuerung vom Faktor 
Arbeit hin zum Ressourceneinsatz verlagert wird (Club of Rome 2015). Damit die Folgekosten 
der Ressourcennutzung ökonomisch abgebildet werden, sollte über Veränderungen des Na-
turkapitals im Rahmen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung berichtet werden (Ellen 
MacArthur Foundation 2015).   

Die Verbreitung von innovativen Technologien könne durch Subventionen, die Beachtung von 
Ressourceneffizienz in der öffentlichen Beschaffung sowie durch Produktinformationen und 
Labels, beispielsweise zu produktspezifischen  Umwelt-Fußabdrücken, forciert werden. 
Produkte sollten einen möglichst geringen Materialinput aufweisen, Sekundärmaterialien 
nutzen, recyclingfähig und schadstofffrei sein. Eine bessere Nutzung der vorhandenen Pro-
dukte könne durch Verlängerungen von Garantiezeiten und eine Beweislastumkehr zuguns-
ten von Verbrauchern erreicht werden.  

Zur Förderung der Kreislaufführung von Material wird vorgeschlagen, die Herstellerverant-
wortung basierend auf den End-of Life-Kosten der Produkte auszubauen und abfallrechtliche 
Vorgaben (Getrenntsammelpflichten, Deponierungsverbote, Vorgaben für selektiven Gebäu-
deabriss, Mindestquoten für ein hochwertiges Recycling) einzuführen bzw. zu verschärfen.    

3.1.7 3R – Reduce – Reuse - Recycle 

 G8 (2012): G8 Environment Ministers Meeting 2008: Kobe 3R Action Plan (G8 2012).  
 OECD (2011a): Resource Productivity in the G8 and the OECD. A Report in the Frame-

work of the Kobe 3R Action Plan (OECD 2011a) 

Das 3-R Konzept – reduce – reuse – recycle – wurde von der japanischen Regierung in den 
frühen 2000er Jahren etabliert und u.a. im Rahmen des japanischen G8-Vorsitzes 2008 (Kobe 
3R Aktionsplan) sowie in bilateralen Partnerschaften mit weiten Ländern des Asien-Pazifik 
Raums international verbreitet.   

Ausgangspunkt des Kobe 3R Aktionsplans ist die Erkenntnis, dass die Verfügbarkeit von Res-
sourcen begrenzt ist. Gleichzeitig wachse die Menge an (unbehandelten) Abfällen rapide an. 
Dadurch nehme auch die Verschmutzung von Luft, Boden und Wasser sowie die Emission 
von Treibhausgasen immer weiter zu. Eine Ursache sei die Verschwendung von Rohstoffen 
durch ineffizientes Ressourcen- und Abfallmanagement. Um eine  Entkopplung von Res-
sourcennutzung und Umweltschäden von wirtschaftlichen Aktivitäten zu erreichen sei eine 
effizientere Ressourcennutzung durch eine Steigerung der Ressourcenproduktivität und eine 
Verringerung der Umweltfolgen entlang des gesamten Produktlebenszyklus nötig. Diese Per-
spektive schließt den Rohstoffinput, die Produktion, Konsumentscheidungen sowie Wieder-
verwendung und Recycling mit ein. Ähnlich wie der Begriff der  Circular Economy und zu-
nehmend auch der  Kreislaufwirtschaft geht das 3R-Konzept von einer abfallwirtschaftli-
chen Problemdefinition aus, betrachtet dabei aber auch die vorgeschalteten Phasen des Le-
benszyklus.   
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Um eine „internationale Kreislaufgesellschaft“ („international sound material cycle society“) 
zu etablieren seien Maßnahmen auf nationaler Ebene, wie die Internalisierung externer Kos-
ten der Ressourcennutzung aber auch internationale Kooperation bspw. zur Förderung des  
Technologieexports, im Rahmen des Basel-Konvention oder zur Erleichterung des Handels 
mit wiederaufbereiteten Produkten oder der Rohstoffzertifizierung und -nachverfolgung nötig. 

Rohstoffflüsse seien durch die zunehmende Integration der Weltwirtschaft global. Insbeson-
dere in Entwicklungsländern fehle es an Technologien, Wissen und Kapazitäten für eine um-
weltgerechte Abfallbehandlung. Technologietransfer könne zu einer Verbesserung der Situa-
tion beitragen, und gleichzeitig Innovations- und Jobeffekte auslösen, jedoch müssten die 
Technologien dem jeweiligen Umfeld angepasst sein. Zur Anpassung des jeweiligen regula-
tiven Umfelds werden auch Initiativen zum Politiktransfer in die Partnerländer Japans ergrif-
fen. Insofern hat das 3R-Konzept nicht nur eine physische Abfall- bzw. Ressourcenperspek-
tive, sondern auch eine politische Dimension. Indikatoren zur Fortschrittsmessung umfassen 
entsprechend neben der Entwicklung der Materialnutzung und Entkopplung, einschließlich 
der indirekten Materialflüsse ( Rucksäcke) sowie des Abfallaufkommens und der -verwer-
tung auch Politikinitiativen zu einem  nachhaltigen Materialmanagement wie beispiels-
weise die Einführung einer Erweiterten Herstellerverantwortung oder Steuern auf Abfälle oder 
fossile Energieträger.    

3.1.8 Nachhaltige Rohstoffwirtschaft in Entwicklungsländern  

 GIZ 2013: Die Globale entwicklungspolitische Rohstoffinitiative (GIZ/BGR 2013) 
 BMZ 2010: Entwicklungspolitisches Strategiepapier Extraktive Rohstoffe (BMZ 2010) 

(BMZ 2010) 
 DERA 2011: Rohstoff-Zertifizierung und Sorgfaltspflichten von Unternehmen in den 

Lieferketten von Konfliktmineralen (DERA 2011) 

Der Begriff der nachhaltigen Rohstoffgewinnung wird vor allem im entwicklungspolitischen 
Kontext genutzt. Es geht darum, die Gewinnung und Verarbeitung von (i.d.R. abiotischen) 
Rohstoffen in Entwicklungsländern so auszugestalten, dass negative Auswirkungen auf die 
lokale Bevölkerung und die lokale Umwelt vermieden werden und der Export von Rohstoffen 
zu einer nachhaltigen Entwicklung der exportierenden Länder beiträgt. Eine nachhaltige Roh-
stoffgewinnung zielt nicht darauf ab, die gehandelten Rohstoffmengen zu verringern, son-
dern adressiert die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Folgen der Roh-
stoffextraktion. Bislang sei der Abbau und Export von Rohstoffen in vielen Entwicklungslän-
dern die Haupteinnahmequelle. Mit diesen Geschäften seien aber häufig Korruption, Renten-
wirtschaft und gewalttätige Konflikte („bad governance“) verbunden. Lokale Bevölkerungen 
profitierten häufig nicht von dem Rohstoffreichtum, sondern seien häufig die Leidtragenden 
von Umweltschäden oder von Vertreibungen betroffen.  

Ziel einer nachhaltigen Rohstoffwirtschaft ist es, durch die Etablierung von rechtstaatlichen 
Strukturen und eines funktionierenden Verwaltungsapparats dazu beizutragen, dass Roh-
stoffgewinnung zu einer nachhaltigen Entwicklung der exportierenden Länder beiträgt. Dazu 
zählt auch, dass lokale Umweltschäden vermieden werden.  

Ansatzpunkte der Entwicklungspolitik umfassen sowohl den Export umweltschonender 
Technologien sowie von Politiken und Standards als auch den Aufbau von Institutionen und 
Kapazitäten in den rohstoffexportierenden Ländern. Dies könne beispielsweise durch eine 
entwicklungspolitische Flankierung von Rohstoffpartnerschaften geschehen oder durch die 
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Verbindung öffentlicher Kreditvergabe mit der Einhaltung von Standards. Rohstoffflüsse und 
die damit einhergehenden Finanzströme sollten durch eine verbesserte Unternehmensbe-
richterstattung z.B. im Rahmen von CSR-Berichten oder durch die Nutzung freiwilliger Sys-
teme wie EITI transparenter werden. Die Initiative der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR) zur Zertifizierung von Konfliktmineralien soll zu einer verbesserten Berg-
baupraxis und Formalisierung der Rohstoffgewinnung beitragen, indem sie einerseits allge-
mein akzeptierte Standards für die Rohstoffgewinnung formuliert und andererseits eine Me-
thode zur Herkunftsbestimmung von Rohstoffen erarbeitet. Durch die Zertifizierung soll es 
für Handel und Verbraucher ermöglicht werden, gezielt solche Produkte zu beziehen, für de-
ren Herstellung ökologische und soziale Mindeststandards eingehalten wurden (DERA 2011).  

 Begriffe mit Orientierung auf Mengen und ökologischen 
Problemdruck 

3.2.1 Sozioökonomischer Metabolismus  

 Fischer-Kowalski et al. (2011): Methodology and Indicators of Economy-wide Material 
Flow Accounting State of the Art and Reliability Across Sources (M. Fischer-Kowalski 
u. a. 2011) 

 Fischer-Kowalski /Haberl (2015): Social metabolism: a metric for biophysical growth 
and degrowth (Fischer-Kowalski/Haberl 2015) 

 Fischer-Kowalski /Mayer /Schaffartzik (2011): Zur sozialmetabolischen 
Transformation von Gesellschaft und Soziologie (Marina Fischer-Kowalski u. a. 2011) 

 Haberl et al. (2011): A socio-metabolic transition towards sustainability? Challenges 
for another Great Transformation (Haberl u. a. 2011) 

 UNEP (2011): Resource Efficiency: Economics and Outlook for Asia and the Pacific, 
Bankok (UNEP 2011a) 

Ausgangspunkt der Betrachtung sind die physischen und von Menschen verursachten Mate-
rialströme und deren Umweltwirkungen. Im 20. Jahrhundert habe die globale Nutzung nicht-
erneuerbarer Ressourcen um den Faktor 8 zugenommen. Als Treiber der Ressourcennutzung 
werden allgemein eine Transformation von agrarischen zu industriellen Systemen, ein anhal-
tendes Wachstum der „Technosphäre“, das globale Bevölkerungswachstum sowie eine glo-
bale Zunahme des Wohlstandsniveaus angeführt.   

Soziale Systeme wie Gesellschaften oder Nationalstaaten seien mit ihrer Umwelt durch Stoff-
ströme verbunden, d.h. es finde ein Austausch von Energie und Material zwischen System 
und seiner Umwelt statt. Ressourcen werden entsprechend als Materialflüsse von Input-Fak-
toren betrachtet, unabhängig davon, ob sie einen monetären Wert aufweisen oder nicht. Ma-
terialextraktion und Rohstoffnutzung seien mit Umweltschäden verbunden. In der klassi-
schen Ökonomie und unter dem vorherrschenden wirtschaftlichen Paradigma werde den 
physischen Stoffströmen (Material und Energie) gegenüber den Produktionsfaktoren Arbeit 
und Kapital jedoch zu wenig Beachtung geschenkt (Haberl et al. 2013: 9); dadurch würden 
auch negative Umweltauswirkungen in der ökonomischen Betrachtung nicht hinreichend be-
rücksichtigt ( vgl. Steady State Ökonomie). Die Betrachtung der physischen Stoffströme 
ziele daher darauf, ein Gegengewicht zu der vorherrschenden monetären Betrachtungsweise 
zu bilden, bei der Umweltprobleme nur unzureichend abgebildet werden (Haberl u. a. 2011; 
Fischer-Kowalski/Haberl 2015; M. Fischer-Kowalski u. a. 2011).  
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Das derzeitige Niveau der Ressourcennutzung – vor allem von Rohstoffen und Fläche – sei 
nicht länger haltbar (Fischer-Kowalski/Haberl 2015, 128), daher wird eine absolute Reduktion 
der Ressourcennutzung als Ziel ausgewiesen. Vor diesem Hintergrund wird eine „sozialme-
tabolische Transformation“ bzw. eine „dritte Große Transformation“ (Haberl u. a. 2011, 8) ge-
fordert. Die beiden ersten Transformationen seien die Neolithische Revolution und der Wan-
del von der agrarischen zum industriellen Gesellschaftsmodell gewesen. Beide bisherigen 
Revolutionen seien mit einem fundamentalen Wandel des Verhältnisses von Gesellschaft 
und Natur und damit des Niveaus der Ressourcennutzung durch die Gesellschaften einher-
gegangen. Das Ziel der jetzigen Transformation müsse eine absolute Verringerung des Res-
sourcenverbrauchs ( absolute Entkopplung) sein; der soziale Metabolismus, d.h. die 
Menge an genutzter Energie und genutztem Material, müsse auf ein global akzeptables Ni-
veau zurückgeführt werden (Haberl u. a. 2011, 11). Dazu wird ein contraction and conver-
gence-Ansatz gefordert, nach dem die Industrieländer ihren Stoffumsatz bis zum Jahr 2050 
halbieren und die Schwellen- und Entwicklungsländer zu diesem Niveau aufschließen 
(Fischer-Kowalski/Haberl 2015; unter Verweis auf UNEP 2011a).  

In Industriegesellschaften sei bereits eine relative Entkopplung (bzw. eine relative  Dema-
terialisierung) zu beobachten. Die Erhöhung der Produktivität sei aber vor allem durch Satu-
ration und die  Verlagerung von ressourcenintensiven Prozessen ins Ausland zurückzufüh-
ren. Produktivitätssteigerungen seien ein Merkmal der kapitalistischen Wirtschaftsweise und 
damit ein autonom stattfindender Prozess. Allerdings sei ein solcher „inkrementeller techno-
logischer Fortschritt“ nicht hinreichend. Wirtschaftswachstum, das durch Effizienzsteigerun-
gen noch weiter stimuliert werde, und Rebound-Effekte würden eine absolute Verringerung 
der Ressourcennutzung verhindern. Ein Umbau zu einer Dienstleistungsgesellschaft sei 
ebenfalls nicht hilfreich um die globale Ressourcennutzung zu verringern, weil das Konsum-
niveau weiterhin bestehen bleibe und lediglich die Produktion (und damit auch die Umwelt-
wirkungen) räumlich verlagert werde ( vgl. absolute Entkopplung).   

Eine Reduzierung der Materialströme sei demnach nicht durch technologischen Fortschritt 
zu erreichen, sondern erfordere einen komplexen systemaren Wandel von Wirtschaft und Ge-
sellschaft (Fischer-Kowalski/Haberl 2015, 125).  Wie dieser aussehen könnte wird jedoch 
nicht spezifiziert.4 Als ein möglicher Ansatzpunkt wird eine sozial-ökologische Steuerreform 
angesprochen, die Ressourcennutzung verteuern und der Faktor Arbeit entlasten würde.  

Die gezielte Verringerung des Primärmaterialinputs könnte durch die Etablierung eines Stoff-
kreislaufsystems auf regenerativer Basis (Recycling, Bestandserhaltung, regenerative Ener-
gien) mit minimalen Entnahmen aus und Abgaben an die Umwelt geschehen. Voraussetzung 
dafür sei ein Null-Wachstum des stofflichen Metabolismus (Bringezu/Schütz 2013) ( vgl. 
Steady State Ökonomie). 

3.2.2 Material Footprint und ökologischer Rucksack 

 Wiedmann, Thomas O. et al.:  Material footprint of nations (Wiedmann u. a. 2015).  
 Bringezu, Stefan 2013: Ziele und Indikatoren für die Umsetzung von ProgRess 

(Bringezu/Schütz 2013). 
 Wuppertal Institut: Ressourcen berechnen (Wuppertal Institut für Klima Umwelt 

Energie o. J.). 

                                                      
4 „Another development model is needed. From today’s perspective, it is extremely hard to say what this third 

transition should look like“ (Haberl u. a. 2011, 11). 
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Das Konzept des material footprint bzw. des ökologischen Rucksacks thematisiert die ver-
steckten Ressourcenaufwände (hidden material flows), die mit dem grenzüberschreitenden 
Handel von Rohstoffen und Produkten einhergehen. Dadurch ist die Argumentation hinter 
dem Begriff eng mit dem  sozioökonomischen Metabolismus verbunden. Über die letzten 
Jahrzehnte sei es zu einer massiven Zunahme der Nutzung nicht-erneuerbarer Rohstoffe ge-
kommen. Dies sei vor allem durch die Steigerung des globalen Wohlstands und infolge durch 
die Ausbreitung nicht nachhaltiger Konsummuster bedingt („Affluence“). Dennoch werde in 
vielen Industrieländern eine relative, in einigen Fällen sogar eine  absolute Entkopplung von 
Ressourcennutzung und Wirtschaftswachstum ausgewiesen.  

Diese sei aber in vor allem auf eine Verlagerung ressourcenintensiver Produktionsprozesse 
in Schwellen- und Entwicklungsländer erreicht worden (Wiedmann u. a. 2015). Mit einem stei-
genden Wohlstandsniveau tendierten Staaten dazu, ihre Rohstoffnachfrage durch den Import 
von Rohstoffen und Produkten zu decken und gleichzeitig ihr Konsumniveau zu erhöhen. 
Weil die Rohstoffgewinnung aber mit einem weitaus höheren  Ressourcenaufwand verbun-
den sei als das Gewicht der exportierten und aufbereiteten Rohstoffe ausdrücke, werde die 
Ressourcennutzung durch den inländischen Konsum systematisch zu gering ausgewiesen. 
Entsprechend finde eine Entkopplung daher in weitaus geringerem Maße – wenn überhaupt 
– statt.  

Der material footprint ist ein konsumbasierter Indikator, der auch die Stoffströme im Ausland, 
die durch den inländischen Konsum verursacht werden, erfassen soll. Er beschreiben die 
Menge an Rohstoffen, die mit Aktivitäten innerhalb eines Wirtschaftssystems verbunden 
sind, z.B. mit der Herstellung eines Produkts oder mit einer Konsumentscheidung. Bei der 
Berechnung des footprints werden alle für die Rohstoffnutzung aufgewendete Material-
ströme beachtet, unabhängig davon ob sie einen monetären Wert aufweisen oder nicht. 
Durch den material footprint werden demnach auch die versteckten Rohstoffaufwände des 
Konsums erfasst. Diese werden in Rohstoffäquivalenten ausgedrückt, die die Gesamtmenge 
des extrahierten Primärmaterials entlang der Produktionskette eines Produkts beschreiben. 
Dies entspricht dem Indikator Kumulierter Rohstoffaufwand (RMC).   

Bei einigen Autoren (z.B. Bringezu) werden zudem auch die ungenutzten Entnahmen der Roh-
stoffgewinnung mit betrachtet. Dies entspricht dem „ökologischen Rucksack“ bzw. dem In-
dikator Globaler Materialaufwand (TMR). 5 Diese ungenutzte Entnahme werde nicht ökono-
misch genutzt, sie beeinträchtige aber die Ökosysteme gleichfalls. Der ökologische Rucksack 
sei somit ein Maß für den „Naturverbrauch“, der aus dem Konsum resultiere. Eng mit dem 
Konzept des ökologischen Rucksacks verknüpft ist das MIPS-Konzept (Schmidt-Bleek 1998). 
MIPS bedeutet „Materialinput pro Serviceeinheit“; das Konzept dient dem Vergleich von Ver-
haltens- und Konsumoptionen.  

3.2.3 Absolute Entkopplung 

 UNEP (2014): Decoupling 2. (UNEP 2014). 
 Deutscher Bundestag (2013): Schlussbericht der Enquete-Kommission „Wachstum, 

Wohlstand, Lebensqualität, vor allem PG 3  (Deutscher Bundestag 2013) 

                                                      
5 Der material footprint wird bei einigen Autoren auch synonym mit dem „ökologischen Rucksack“ und dem Indi-

kator Total Material Requirement (TMR) genutzt (Wuppertal Institut); in einigen Fällen auch Synonym mit Roh-
stoffäquivalenten bzw. dem Indikator RMC.   
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Entkopplung kann sowohl als relative als auch eine absolute Entkopplung von Wertschöp-
fung und Ressourcennutzung bzw. Umweltverbrauch verstanden werden. Während eine re-
lative Entkopplung zu einer  Effizienzsteigerung führt, bezieht sich der Begriff der absolu-
ten Entkopplung auf eine absolute Senkung der  Ressourcennutzung bzw. des Umweltver-
brauchs. Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf den Begriff der absoluten Entkopp-
lung. Im Bericht der Enquete-Kommission wird auch der Begriff „Reduktion des Umweltver-
brauchs“ synonym zur Entkopplung verwendet (Deutscher Bundestag 2013, 430).   

In Abgrenzung zum Konzept der  Dematerialisierung, das primär auf technologische Effi-
zienzinnovationen baut, hinterfragt der Begriff der Entkopplung auch das bestehende Wirt-
schaftsmodell. Technologische Innovationen alleine seien nicht hinreichend, um das Niveau 
der Ressourcennutzung auf ein nachhaltiges Niveau abzusenken. Vielmehr sei ein grundle-
gender Wandel des bestehenden Wirtschafts- und Entwicklungsmodells, von Technologien, 
Politiken und Konsumgewohnheiten nötig (UNEP 2014).  

Mit seinem Fokus auf Materialströme bezieht sich der Begriff der absoluten Entkopplung auf 
die Argumentationsmuster des  sozioökonomischen Metabolismus. Wirtschaftswachstum 
sei systematisch an eine stetige Erhöhung der materiellen Umweltnutzung gebunden 
(Deutscher Bundestag 2013). Bereits das derzeitige hohe Niveau der Nutzung von Rohstof-
fen, Energieträgern und Umweltressourcen sei nicht aufrechtzuerhalten. Globales Bevölke-
rungswachstum und das Aufkommen einer Mittelschicht in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern sowie die damit einhergehende Übernahme westlicher Konsummuster (UNEP 2014) 
führten zu einem weiteren Anstieg der Rohstoffnachfrage.  

Durch diese Entwicklungen komme es zu Preissteigerungen, Preisvolatilitäten und Angebots-
engpässen bei bestimmten Rohstoffen. Vor allem sei die Rohstoffgewinnung aber auch mit 
Auswirkungen auf andere Ressourcen – Wasser, Fläche, Boden – verbunden. Durch abneh-
mende Erzgehalte bei vielen Metallen stiegen die zu bewegenden Boden- und Gesteinsmas-
sen und damit die THG-Emissionen und die Umweltfolgen der Rohstoffgewinnung weiter an. 
Der limitierende Faktor der Rohstoffnutzung sei nicht deren geologische Verfügbarkeit, son-
dern die Schädigung von Ökosystemen und Überlastung von Senken, die aus der Rohstoff-
nutzung resultieren (Deutscher Bundestag 2013, 385) ( vgl. Steady State Economy). Gleich-
zeitig gebe es keine Preissignale für einen sparsamen Umgang mit den natürlichen Ressour-
cen und den von ihnen erbrachten Ökosystemdienstleistungen. Dadurch könne die  Trag-
fähigkeit der überlebensnotwendigen „ökologischen Infrastruktur“ überstiegen werden 
(Deutscher Bundestag 2013, 361).  

Aus einer globalen entwicklungspolitischen Perspektive sei Wachstum in Schwellen- und 
Entwicklungsländern aber nötig, um Armut zu bekämpfen. Daher wird als Ziel formuliert, den 
pro-Kopf Verbrauch in reichen Ländern zumindest zu stabilisieren, möglichst aber zu senken 
Entwicklungsländer dabei zu unterstützen, einen nachhaltigeren Entwicklungspfad einzu-
schlagen. 

Mechanismen von Wachstum und Produktivität seien zwar ein Wesensmerkmal von Markt-
wirtschaften; es gebe daher bereits einen inhärenten Trend zur Produktivitätssteigerung. Die-
ser sei aber nicht ausreichend, um eine absolute Senkung der Ressourcennutzung zu errei-
chen. In einigen Industrieländern hätten technologische Innovationen zwar bereits zu einer 
absoluten Entkopplung von Wachstum und lokalen Umweltbelastungen (nicht unbedingt der 
Rohstoffnutzung!) geführt (UNEP 2014, 82), dieser Trend sei jedoch teilweise auf  Verlage-
rungen und Saturierung zurückzuführen. Vor allem würden Effizienzsteigerungen aber durch 
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Rebound-Effekte überkompensiert. Entsprechend sei bei der globalen Ressourcennutzung 
allenfalls eine relative Entkopplung zu beobachten. Eine absolute Entkopplung des globalen 
Ressourcenverbrauchs könne daher auch nicht durch klassische Umweltpolitik erfolgen, son-
dern erfordert einen fundamentalen Umbau („Transition“) der Wirtschaft (UNEP 2014, 82). 
Wie dieser ausgestaltet sein müsste wird jedoch nicht expliziert.  

Vor diesem Hintergrund müsse das Verhältnis von Ressourcennutzung und wirtschaftlichem 
Wohlstand („prosperity“) überdacht werden. Die Rolle der Politik wird darin gesehen, Rahmen-
bedingungen zu schaffen, um Märkte und Investitionsentscheidungen zu beeinflussen. 
Dadurch sollten Investitionen in Richtung Erhöhung der Ressourcenproduktivität gelenkt 
werden (UNEP 2014, 63, 85). Ansatzpunkte dazu seien  

 eindeutige Preissignale durch die Besteuerung von Ressourcennutzung (Primärmate-
rialsteuer incl. Importzölle (UNEP 2014, 117), einer nach Umweltverbrauch differen-
zierten Mehrwertsteuer (Deutscher Bundestag 2013, 507 (Sondervotum)) bzw. einer 
umfassenden ökologischen Steuerreform  (Deutscher Bundestag 2013, 507 
(Sondervotum); UNEP 2014, 98), 

 der Abbau von Subventionen, die den Ressourcenverbrauch erhöhen,  
 die Subventionierung innovativer Technologien,  
 Regulierungen und verbindlichen Produktstandards sowie 
 Labels und Verbraucherinformation und eine grüne öffentliche Beschaffung.  

Eine Entkopplung im Sinne einer absoluten Minderung der Ressourcennutzung bzw. des Um-
weltverbrauchs wird in mehreren Konzepten als Zielsetzung genannt, darunter  Green Eco-
nomy/Green Growth und  Ressourceneffizienz.    

3.2.4 Ressourcenschonung  

 Umweltbundesamt: Elemente einer erfolgreichen Ressourcenschonungspolitik 
(Umweltbundesamt 2015a) 

 Umweltbundesamt: Ressourcenschonung in der Umweltpolitik (Umweltbundesamt 
2015b) 

 Umweltbundesamt: Glossar zum Ressourcenschutz (Umweltbundesamt 2012) 
 Allianz Ressourcenschonung: Ressourcen schonen – Zukunft sichern (Allianz 

Ressourcenschonung 2013)   

Ressourcenschonung setzt bei der Nutzung von natürlichen Ressourcen als Inputfaktoren 
des Wirtschaftssystems an. Im Kontext der Ressourcenschonung werden als natürliche Res-
sourcen Rohstoffe, Boden und Fläche, Wasser, Luft und, je nach Quelle, auch Energieträger 
in ihrer Funktion als Inputfaktoren für die Wirtschaft verstanden (Umweltbundesamt 2015c). 
Ziel der Ressourcenschonung ist die  absolute Entkopplung von Ressourcennutzung und 
Wirtschaftswachstum durch die Steigerung der Ressourceneffizienz. Das UBA spricht sich 
dafür aus, bis 2050 den Rohstoffverbrauch mindestens um einen Faktor zehn, also um 90 
Prozent zu senken (Umweltbundesamt 2015c).  

Die Nachfrage nach Rohstoffen und die Nutzung der natürlichen Ressourcen nehme durch 
das globale Bevölkerungswachstum und die Ausbreitung westlicher, nicht global übertragba-
rer Konsummuster, die wachsende Weltwirtschaft und den technischen Fortschritt stetig zu. 
(Umweltbundesamt 2012, 2015c). Die Extraktion und Aufbereitung von Rohstoffen sei mit 
negativen Auswirkungen auf den Zustand der anderen natürlichen Ressourcen verbunden. 
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Dazu zählten u.a. der zunehmende Energieverbrauch und die Emission von Treibhausgasen, 
der Verlust von Ökosystemen und Biodiversität sowie Verschmutzungen der Umweltmedien. 
Beim Anbau nachwachsender Rohstoffen werde die Biokapazität der Erde bereits überschrit-
ten.  

Häufig komme es im Zusammenhang mit der Rohstoffgewinnung auch zu Nutzungskonflik-
ten und Menschenrechtsverletzungen, die Gefahr von Kriegen und militärischen Auseinan-
dersetzungen steige an. Dies gefährde die Lebensgrundlage lokaler Bevölkerungsgruppen in 
den Rohstoffgewinnungsgebieten ( global gerechte Rohstoffpolitik). Bei einer weltweiten 
Übertragung der gegenwertigen Produktions- und Konsummuster, wie sie in den industriali-
sierten Ländern vorherrschen, würden die  planetaren Grenzen („Naturschranken“) über-
schritten (Umweltbundesamt 2015c).  

Trotz Effizienzfortschritten komme es auch in Industrieländern weiterhin zu einem Anwach-
sen des anthropogenen Lagers. Die Intensität der Ressourcennutzung und das Tempo ihrer 
Zunahme belasteten die Ökosysteme und deren produktive und regulative Funktionen. Nega-
tive soziale und ökologische Effekte der Rohstoffgewinnung würden zunehmend von den in-
dustrialisierten Ländern in die Zulieferländer, meist Entwicklungs- oder Schwellenländer,  
verlagert. Durch abnehmende Rohstoffkonzentrationen steige zudem die ungenutzte Ent-
nahme ( ökologischer Rucksack) und damit die negativen ökologischen Auswirkungen der 
Rohstoffgewinnung an.  

Daher sei es Ziel der Ressourcenschonung, „weniger Rohstoffe zu verbrauchen und den 
Druck auf die Umweltmedien Luft, Boden, Wasser und Fläche sowie auf die Biodiversität zu 
minimieren“ (Allianz Ressourcenschonung 2013). Durch die sparsame Nutzung natürlicher 
Ressourcen sollte ihre „Menge und Funktion“ möglichst erhalten bleiben (Umweltbundesamt 
2012).  

Vor diesem Hintergrund sei es die Aufgabe der Politik, „Rahmenbedingungen so zu gestalten, 
dass Anreize für einen effizienten und umweltverträglichen Umgang mit natürlichen Ressour-
cen gegeben werden“ (Umweltbundesamt 2015c). Vor allem sollen langfristige Investitions-
entscheidungen so getroffen werden, dass die einem möglichst sparsamen Umgang mit Res-
sourcen fördern. Durch die breite Auslegung des Ressourcenbegriffs sei eine konsistente 
Verbindung von Politikstrategien für die einzelnen Ressourcentypen nötig. Damit handele es 
sich bei der Ressourcenschonung um ein abteilungs- und ressortübergreifendes Handlungs-
feld.  

Das Spektrum des ausgewiesenen Innovationsbedarfs reicht von inkrementellen Effizienz-
verbesserungen in der Produktion bis hin zur Änderung wirtschaftlicher Anreizsysteme, wo-
bei sich die Vorschläge innerhalb des bestehenden Wirtschaftsparadigmas bewegen. Die an-
geführten Instrumente umfassen Regulierungen (z.B. Öko-Design von Produkten) und die 
Schaffung ökonomischer Anreize; Transparenz-, Informations- und Berichtspflichten für Un-
ternehmen; Vorgaben für die öffentliche Beschaffung; öffentliche Förderungen für Effizienz-
beratungen und -investitionen; sowie die Integration von Ressourcenschutzaspekten in Bil-
dung und Ausbildung.   

3.2.5 Verringerung der Rohstoffinanspruchnahme  

 UBA: Gesamtwirtschaftliche Ziele und Indikatoren zur Rohstoffinanspruchnahme  
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Der Begriff der Rohstoffinanspruchnahme stellt zentral, dass mit der Rohstoffnutzung (lt. 
UBA Glossar synonym zur Rohstoffinanspruchnahme) negative Auswirkungen auf andere na-
türliche Ressourcen wie Atmosphäre, Boden oder Wasser einhergehen: Rohstoffinanspruch-
nahme führe zur Inanspruchnahme weiterer Ressourcen: Insofern ist der Begriff eng mit der 
der  Ressourcenschonung verbunden. Die weltweite Inanspruchnahme von Primärrohstof-
fen habe sich in den letzten hundert Jahren nahezu verzehnfacht; gleichzeitig erfordere die 
Begrenztheit der Erde eine nachhaltige Nutzung von Rohstoffen.  

Aus dieser Perspektive leitet sich das Ziel ab, den Rohstoffeinsatz bzw. die Rohstoffent-
nahme – und damit indirekt auch die Ressourceninanspruchnahme – absolut auf ein nach-
haltiges Niveau zu reduzieren. Dies umfasst auch die ungenutzte Entnahme. Auch die  Ver-
lagerung der Rohstoffgewinnung ins Ausland müsse erfasst und durch den Indikator Gesam-
trohstoffproduktivität (RMI), der neben dem Gewicht der Materialien auch die Rohstoffäqui-
valente beinhaltet, abgebildet werden.   

Eine relative Entkopplung vom Wirtschaftswachstum reiche nicht aus, um ein nachhaltiges 
Niveau der Rohstoffinanspruchnahme zu erreichen. Ziele für die absolute Rohstoffinan-
spruchnahme sollten sich an einer nachhaltigen Nutzung innerhalb der  ökologischen 
Grenzen des Erdsystems orientieren. Die Grenzen der Rohstoffnutzung seien jedoch nicht 
genau bekannt, daher sei nach dem Vorsorgeprinzip zu verfahren. Daher wird eine absolute 
Begrenzung der Rohstoffentnahme (RMC) auf 5-8t / Jahr und Kopf vorgeschlagen; für 2040 
soll dieser Wert auf 8-10 t sinken. Für Deutschland würde dies einen jährlichen Rückgang der 
Rohstoffinanspruchnahme um mindestens 2,5 % bedeuten. 

3.2.6 Ressourcenschutz  

 Umweltbundesamt 2012: Glossar zum Ressourcenschutz (Umweltbundesamt 2012) 
 Umweltbundesamt 2013: Positionspapier Ressourcenschutzrecht 

(Umweltbundesamt 2013) 
 NABU: Stellungnahmen zu ProgRess II  
 BUND: Ressourcen schützen und respektvoll nutzen 
 BUND: Ressourcenschutz ist mehr als Rohstoffeffizienz (BUND 2015) 
 BMUB 2016: ProgRess II (BMUB 2016)  

Ressourcenschutz bedeutet, „den schonenden und nachhaltigen Umgang mit natürlichen 
Ressourcen in ihrer Funktion als Quelle und/oder Senke“ (Umweltbundesamt 2012) bzw. die 
„Gesamtheit aller Maßnahmen zum Erhalt oder zur Wiederherstellung natürlicher Ressour-
cen“. Ressourcenschutz adressiert die natürlichen Ressourcen in ihren unterschiedlichen 
Funktionen als Input-Faktoren und als Senken zur Aufnahme von Emissionen. Darüber hin-
aus erbringen die natürliche Ressourcen weitere versorgende, regulierende und kulturelle 
Leistungen (BMUB 2016). Die global immer weiter zunehmende Nutzung von natürlichen 
Ressourcen – vor allem von Rohstoffen und Landfläche – führe zur Inanspruchnahme und 
Übernutzung von Umweltmedien und letztlich zur Gefährdung von Ökosystemen durch Stof-
feinträge, Emissionen und Abfall und zum  Verlust von Artenvielfalt (BUND 2015) (vgl.  Pla-
netare Grenzen).   

Der Mensch habe eine Verantwortung zum Schutz der Natur und ihrer Bestandteile; daher 
seien die natürlichen Ressourcen „auch unabhängig von ihrem aktuellen Nutzen für den Men-
schen und von rein wirtschaftlichen Erwägungen“ (BMUB 2016; BUND 2015) für die künftigen 
Generationen zu erhalten oder wiederherzustellen (Umweltbundesamt 2013). Dieses Ziel 
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könne nicht durch  Ressourcenschonung und  Ressourceneffizienz alleine erreicht wer-
den, sondern erfordere weitere Ansätze wie  Konsistenz und  Suffizienz 
(Umweltbundesamt 2013).   

Bezugspunkt ist die Erhaltung der  Tragfähigkeit der Erde (Umweltbundesamt 2013) NABU). 
Diese bilde „die absolute äußere Grenze“ in deren Rahmen „die Verwirklichung der verschie-
denen gesellschaftlichen Ziele zu optimieren“ sei. Dazu sei es nötig, eine nachhaltige und 
weltweit verallgemeinerbare Nutzung der natürlichen Ressourcen zu erreichen und Wirt-
schaftswachstum und Verbrauch von Ressourcen absolut voneinander zu  entkoppeln. 
Dazu müsse die Ressourcenproduktivität um mindestens den  Faktor 10 gesteigert werden 
(Umweltbundesamt 2013).  

Durch den breiten Ressourcenbegriff ist Ressourcenpolitik nach diesem Verständnis eine 
umweltpolitische Integrationsaufgabe, die den Schutz des Klimas und der Atmosphäre, der 
Böden, von Wasserkörpern und der Biodiversität umfasst. Zwischen diesen Ressourcen be-
stünden Wechselwirkungen, die eine  integrierte Betrachtung der einzelnen Bereiche der Um-
weltpolitik nötig mache (BMUB 2016).  

Einige Elemente des Begriffs weisen über das bestehende Wirtschaftssystem hinaus und 
sind potentiell an wachstumskritische Konzepte anschlussfähig. Dazu zählt die Forderung 
einer grundlegenden Änderung von Produktions- und Konsummustern, bei dem der Erhalt be-
stehender Werte gegenüber dem „Verbrauch“ von Produkten Vorrang  gegeben wird (NABU; 
BUND) und eines gesellschaftlichen Wandels „hin zu nachhaltigen Produktions- und Konsum-
mustern, Lebensgewohnheiten und Infrastrukturen“ (Umweltbundesamt 2013). Durch „neue 
Formen der Bedürfnisbefriedigung“ wie z. B. Modelle des gemeinsamen Nutzens von Gütern 
(UBA: Elemente) und der Etablierung einer „Sharing-Kultur“ (Nabu) könnte die Ressourcenin-
tensität des Lebensstils massiv verringert werden – wobei auch auf die Gefahr hingewiesen 
wird, dass kommerziell betriebene Sharing-Angebote einen Mehrkonsum hervorrufen könn-
ten (Nabu).  

Damit Ressourcenschutz in das unternehmerische Kalkül einbezogen werden kann, sollten 
die ökologischen Auswirkungen der Rohstoffnutzung besser sichtbar werden. Dazu sollten 
Ressourcenbelange in der Unternehmensberichterstattung verstärkt berücksichtigt (z.B. Key 
Performance Indikatoren, Ausdehnung der CSR-Berichtspflicht auf kleinere Unternehmen) 
und die Transparenz in Lieferketten erhöht werden.  

Neben dem Abbau umweltschädlicher Subventionen (z.B. Entfernungspauschale, MwSt.-Ver-
günstigungen für ressourcenintensive Produkte) wird eine Besteuerung von Energieträgern 
nach ihrer Umweltschädlichkeit und von Primärmaterialien (Baustoffe) als Maßnahmen ge-
nannt. Dadurch sollen externe Effekte der Ressourcennutzung internalisiert und Anreize zu 
deren sparsamen Gebrauch gesetzt werden. Zudem würden durch steigende Ressourcen- 
und sinkende Arbeitskosten relativ arbeitsintensive und ressourcensparende Reparatur-
dienstleistungen gegenüber einer Neuanschaffung von Produkten attraktiver (BUND).  

Die Ausbreitung von ressourceneffizienten Produkten und Dienstleistungen solle durch Vor-
gaben für die öffentliche Beschaffung und die Schulung von Vergabestellen, ermäßigte 
MwSt.-Sätze für ressourcenschonende Güter und Dienstleistungen (z.B. für Reparaturdienst-
leistungen) oder Mindeststandards (z.B. im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie oder Minde-
strecyclatquoten) forciert werden.  Zudem werden in einigen Bereichen wie der Flächennut-
zung Obergrenzen gefordert. Konsistenz als Maßnahme zum Ressourcenschutz wird bei der 
Substitution von abiotischen durch biotische Rohstoffe angesprochen.  
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 Begriffe mit Orientierung auf Lebensstile und Verringerung 
des Konsumniveaus 

3.3.1 Global gerechte Rohstoffpolitik 

 AK Rohstoffe: Alles für uns!? – Der globale Einfluss der europäischen Handels- und 
Investitionspolitik auf Rohstoffausbeutung (AK Rohstoffe 2016) 

 AK Rohstoffe: Damit aus Rohstoffpartnerschaften keine Leidensgemeinschaften wer-
den – Forderungen an die Bundesregierung (AK Rohstoffe 2014) 

 AK Rohstoffe: Für eine demokratische und global gerechte Rohstoffpolitik (AK Roh-
stoffe 2016a) 

Während der Begriff der  nachhaltigen Rohstoffbewirtschaftung vor allem auf den Aufbau 
von Kapazitäten und Institutionen in Herkunftsländern von Rohstoffen setzt, sehen Entwick-
lungsorganisationen vor allem den übermäßigen Rohstoffkonsum und die Rohstoffsiche-
rungspolitik der Industriestaaten als Ursache von Rohstoffausbeutung, Umweltschäden, so-
zialen Problemen und schlechter Regierungsführung. Entsprechend erfordere eine global ge-
rechte Rohstoffpolitik erstens die  absolute Verringerung der Ressourcennutzung in den 
Industrieländern auf ein „global gerechtes und ökologisch verträgliches Niveau“ (AK Roh-
stoffe 2014, 2016a). Ein gerechtes Niveau des Ressourcenverbrauchs müsse pro Kopf defi-
niert werden und global gültig sein.  

Zweitens müssten Unternehmen verstärkt Verantwortung für die von ihnen verursachten 
ökologischen und sozialen Folgen der Rohstoffgewinnung und -nutzung übernehmen. Dies 
betreffe nicht nur den Bergbau, sondern auch die rohstoffverarbeitenden Unternehmen ent-
lang der Lieferkette sowie den Finanzsektor. In der Rohstoffpolitik stünden die „Versorgungs-
interessen der Industrie im Rohstoffsektor“ im Vordergrund, während ökologische und sozi-
ale Aspekte – wenn überhaupt – lediglich auf dem Papier berücksichtigt würden. Die Roh-
stoffpartnerschaften, die die Bundesregierung mit rohstoffreichen Ländern abgeschlossen 
hat, seien Beispiele dafür (AK Rohstoffe 2014). In der derzeitigen wirtschaftspolitischen Dis-
kussion um Industrie 4.0, Elektromobilität oder neue Werkstoffe würde der resultierende An-
stieg der Rohstoffnachfrage kaum thematisiert. Diese Strategien setzten lediglich auf Effizi-
enz, während die  Einhaltung absoluter planetarischer Grenzen in der Debatte nicht beach-
tet werde.  

Ein weiteres Problem sei die zunehmende Anzahl an Freihandels- und Investitionsschutzab-
kommen, durch die Regierungshandeln in den rohstoffreichen Ländern zunehmend einge-
schränkt werde und es „für Staaten im Globalen Süden immer schwerer [mache], sich aus der 
Abhängigkeit vom Norden zu befreien“ (AK Rohstoffe 2014). In letzter Zeit wurden zuneh-
mend auch Tätigkeiten von internationalen Finanzinstitutionen, wie der Weltbank und der öf-
fentlichen Kreditvergabe beispielsweise durch die KfW oder im Rahmen von Exportkreditga-
rantien, problematisiert.   

Die Verantwortung auf Konsumenten abzuwälzen, z.B. durch die Nachfrage nach zertifizier-
ten Rohstoffen, greife zu kurz. In der Verantwortung stünden die rohstoffbeziehenden Unter-
nehmen, die in ihrer Lieferkette Mindeststandards durchsetzen müssten. Dazu seien verbind-
liche Vorgaben im Rahmen der europäischen Handels- und Investitionspolitik notwendig. Be-
stehende Regulierungen seien zu schwach oder wiesen zu viele Ausnahmen für Unterneh-
men auf um wirksam zu sein.   
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Die Politik sei in der Pflicht, konkrete Zielvorgaben für die absolute Reduktion des Rohstoff-
verbrauchs auf ein nachhaltiges und global gerechtes Niveau zu setzen. Die Ziele müssten 
unter Beteiligung der Zivilgesellschaft erarbeitet und regelmäßig überprüft werden. Der AK 
Rohstoffe (2016a) nennt sechs Tonnen Ressourcenverbrauch pro Kopf und Jahr als gerech-
tes Niveau; in Deutschland würden aber bis zu vierzig Tonnen pro Kopf und Jahr verbraucht. 
Als Indikator wird der TMC – Total Material Consumption – genannt, der neben der genutzten 
Entnahme auch die ungenutzte Entnahme, wie z.B. Abraum, erfasst ( Material Footprint / 
Ökologischer Rucksack).    

Neben der Steigerung der Effizienz um einen  Faktor 10 seien weitere Ansätze aus den 
Bereichen  Suffizienz und  Konsistenz sowie die Lenkung von Investitionsströmen in res-
sourceneffiziente Sektoren und Strukturen nötig.  Als Maßnahmen um den inländischen Roh-
stoffverbrauch zu verringern werden Steuern auf Primärmaterialien und die Energienutzung, 
der Abbau von Subventionen und Vorgaben für die Gestaltung von Produkten genannt. Zu-
dem müsse ein Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energieträger erreicht werden. Um nega-
tive Auswirkungen aus der Rohstoffgewinnung zu vermeiden müssten deutsche Unterneh-
men beim Abbau und Import von Rohstoffen sowie bei der Finanzierung von Rohstoffprojek-
ten zur Einhaltung von menschenrechtlichen Sorgfalts- und Transparenzpflichten verpflich-
tet werden. Dies müsse auch eine Voraussetzung für die Gewährung staatlicher Exportförde-
rung sein. 

3.3.2 Nachhaltiger Konsum 

 Grunwald (2012): Ende einer Illusion (Grunwald 2012) 
 Deutsche Bundesregierung (2016): Nationales Programm für nachhaltigen Konsum. 

(Deutsche Bundesregierung 2016)  

Ausgangspunkt des Begriffs „nachhaltiger Konsum“ ist, dass Konsum einerseits als notwen-
dig zur Befriedigung von Bedürfnissen und zur Sicherung von Lebensqualität, Wertschöpfung 
und Arbeitsplätzen gesehen wird, mit dem Konsum aber andererseits auch negative Folge-
wirkungen verbunden sein können (Deutsche Bundesregierung 2016; Grunwald 2012). Diese 
würden als Umweltschäden und externe Kosten, häufig im Ausland oder mit zeitlicher Verzö-
gerung, auftreten (Deutsche Bundesregierung 2016). 

Grenzen der Ressourceninanspruchnahme und damit auch des Konsums würden durch die 
Erhaltung und der Schutz der natürlichen Lebensgrundlage gesetzt. Bereits heute seien die 
Grenzen der Belastbarkeit vieler Ökosysteme bereits erreicht (Deutsche Bundesregierung 
2016). Das derzeitige Konsumniveau steige aber immer weiter an, weil immer neue Bedürf-
nisse geweckt werden. Zudem würden die nicht nachhaltigen westlich-industrialisierten Kon-
summuster von Schwellen- und Entwicklungsländern übernommen. Das Ziel müsse daher 
sein, eine Steigerung des Konsumniveaus und des Wachstums bei einer Verringerung des 
Umweltverbrauchs ( Entkopplung) zu ermöglichen. Dazu verweist Grunwald auf das  
Faktor 5-Prinzip. Das Nationale Programm für nachhaltigen Konsum definiert nachhaltigen 
Konsum als einen Konsum, durch den „die Bedürfnisbefriedigung heutiger und zukünftiger 
Generationen unter Beachtung der  Belastbarkeitsgrenzen der Erde nicht gefährdet wird.“  

Die Folgewirkungen des Konsums würden zwar direkt durch das Verbraucherverhalten verur-
sacht, dennoch sei eine alleinige Verantwortungszuschreibung auf die Konsumenten verein-
facht und nicht hinreichend. Konsumentenhandeln sei in der Regel auf persönliche und nicht 
primär auf gesellschaftliche erwünschte Ziele ausgerichtet und heute zu beobachtende nach-
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haltige Konsumentscheidungen machten nur einen Teil der gesamten Konsumentscheidun-
gen aus (Grunwald 2012). Nachhaltiges Verbraucherverhalten sei nicht konsistent über alle 
Lebensbereiche, es komme zu Rebound-Effekten und nachhaltige Konsumentscheidungen 
seien durch Informationsdefizite und Komplexitäten häufig nur schwer möglich. Zudem be-
hinderten Verhaltensroutinen und Pfadabhängigkeiten und die Verfügbarkeit von (bezahlba-
ren) Alternativen ein nachhaltiges Konsumentenverhalten.   

Die Erwartung, dass alleine Konsumentscheidungen im Alltagsverhalten die Wende zur Nach-
haltigkeit bewirken würden sei daher eine Illusion, durch die von den eigentlichen Problemur-
sachen abgelenkt werde (Grunwald 2012).  

Konsum und seine Folgen müssten daher als „öffentliche“ (Grunwald 2012) bzw. „gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe“ (Deutsche Bundesregierung 2016) verstanden werden. Dabei stoße 
eine „paternalistische Bevormundung“ durch den Staat jedoch an Grenzen der Legitimität 
und Akzeptanz. Vielmehr müsse durch „die Bürger“ (Grunwald 2012) in einer gesellschaftli-
chen Diskussion (Deutsche Bundesregierung 2016) eine Entscheidung darüber getroffen 
werden, welcher Konsum gesellschaftlich gewünscht ist. Auf dieser Basis müssten Rahmen-
bedingungen gesetzt werden, innerhalb derer individuelle Konsumentscheidungen getroffen 
werden.  

In Nischen gebe es bereits Ansätze zu neuen Konsummustern wie beispielsweise kollabora-
tiven Konzepten CarSharing, Energiegenossenschaften, Urban Gardening, Tauschbörsen o-
der dem Aufkommen von Prosumenten. Diese Konzepte können sowohl marktgetrieben sein 
als auch außerhalb von Marktstrukturen entstehen (Deutsche Bundesregierung 2016). 

Als konkrete Ansätze zur Förderung eines nachhaltigen Konsums nennt Grunwald stärkere 
Besteuerung von Gütern und Dienstleistungen sowie eine Ausweitung von Nachhaltigkeits-
prüfungen in der Gesetzesfolgenabschätzung; im Nationalen Programm für nahhaltigen Kon-
sum werden zudem das öffentliche Beschaffungswesen, Fördermaßnahmen z.B. im Rahmen 
der nationalen Klimaschutzinitiative, verbesserte Verbraucherinformationen oder verbindli-
che Produktstandards genannt.   

3.3.3 Ressourcenleichte Gesellschaft 

 Ressourcenkommission am Umweltbundesamt:  Ein ressourceneffizientes Europa – 
Ein Programm für Klima, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
(Ressourcenkommission am Umweltbundesamt 2016a) 

  Ressourcenkommission am Umweltbundesamt: Ressourcenleicht leben und wirt-
schaften: Vision und Maßnahmen in zentralen Aktionsfeldern 
(Ressourcenkommission am Umweltbundesamt 2016b) 

 Ressourcenkommission am Umweltbundesamt:  Ressourcenleicht leben und wirt-
schaften: Standortbestimmung der Ressourcenkommission am Umweltbundesamt 
(Ressourcenkommission am Umweltbundesamt 2014) 

Die Nutzung natürlicher Ressourcen und die Ökosystemdienstleistungen bilden die Grund-
lage des menschlichen Lebens uns Wirtschaftens. Viele dieser Ressourcen sind bereits über-
nutzt, mit unübersehbaren ökosystemaren, wirtschaftlichen und sozialen Folgen. Die westli-
chen Industrienationen verbrauchen im Vergleich zu den Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern ein Vielfaches der verfügbaren Ressourcen. Durch eine Ausbreitung nicht-nachhaltiger 
Konsummuster werde sich das Niveau der globalen Ressourcennutzung bis 2030 verdoppeln. 
Effizienzsteigerungen seien nicht ausreichend um diese Entwicklung zu stoppen und eine 
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absolute Reduktion des Ressourcenkonsums zu erreichen, da Effizienzgewinne durch 
Rebound-Effekte überkompensiert würden.  

Ein Business-as usual-Szenario würde zu hohen Preissteigerungen von Ressourcen, insbe-
sondere bei tierischen Nahrungsmitteln, führen. Durch steigende Rohstoff- und Nahrungs-
mittelpreise würden verfügbare Einkommen und Kaufkraft sinken, dadurch das Wirtschafts-
wachstum abgeschwächt und letztlich auch die Beschäftigungszahlen zurückgehen. Gleich-
zeitig sei eine Steigerung der globalen CO2-Emissionen um 50 Prozent zu erwarten, es käme 
zu Flächen- und Ressourcenknappheit und damit verbundenen Konflikten.   

Um diese Folgen für Wirtschaft und Gesellschaft zu vermeiden sei es nötig, eine „ressourcen-
leichte Gesellschaft“ unter dem Leitbild der Ressourcengerechtigkeit zu gestalten. Durch 
eine „Transformation der heutigen Gesellschaft“ solle Wohlstand gesichert und gleichzeitig 
der Ressourcenverbrauch absolut gesenkt werden. Eine forcierte Ressourcenpolitik unter-
stütze die Entwicklung eines integrierten und sozialen wie wettbewerbsfähigen Europas. 

Den „Bürgern und Bürgerinnen“ bzw. der „Bürgerschaft“ wird eine besondere Rolle bei der 
Etablierung ressourcenleichter Lebensstile zugesprochen. Diese würde derzeit vor allem als 
Konsumenten und nicht als gestaltende Akteure verstanden. Durch neue Entwicklungen wie 
collaborative consumption zeige sich aber das Potenzial gesellschaftlicher Transformatio-
nen zur Ressourcenschonung. Solche Prozesse sollten durch die Einrichtung von regionalen 
Innovationsberatungsstellen für die Bürgerschaft und die Integration gesellschaftlicher Si-
cherungssysteme, die Bürgern und Bürgerinnen ein flexibleres Zeitmanagement ermöglich-
ten, erleichtert werden. Für den Umbau der Wirtschaft und die Verbreitung von Innovationen 
nötiges Risikokapital könne durch Crowdfunding oder öffentliche Förderprogramme bereit-
gestellt werden.  

Neben der Bürgerschaft sei der Finanzmarkt ein weiterer „hidden change agent“. Finanz-
marktinstitutionen müssten über Ressourcennutzung einschließlich der Folgen und Risiken 
berichten, die mit ihren Produkten verbunden sind. Ansatzpunkte hier seien z.B. die Gestal-
tung des Risikomanagements, institutionelle Berichtspflichten und die Unternehmensbe-
richterstattung.  

Die Rolle des Staates sei es, förderliche Rahmenbedingungen für eine verbesserte Ressour-
censchonung zu schaffen. Dazu werden beispielsweise die Formulierung klarer Ressourcen-
ziele, die Beschränkung der landwirtschaftlichen Landnutzung oder Vorgaben für das Pro-
duktdesign gezählt. Bislang externalisierte Kosten der Ressourcennutzung sollen durch Res-
sourcen- und Gütersteuern auf bestimmte Produktgruppen wie fossile Energieträger, nicht-
metallische Mineralien, Fleisch und Milchprodukte internalisiert werden. Die zusätzlichen 
Steuern sollten im Rahmen einer Ökologischen Steuerreform durch die Senkung der allge-
meinen Unternehmenssteuern kompensiert werden. 

Insgesamt sei eine „innovationsorientierte, an der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie aus-
gerichtete und integrierte Finanz-, Industrie-, Wirtschafts-, Forschungs-, Bildungs-, Verbrau-
cher- und Umweltpolitik nötig.“ Dazu solle Ressourcenschonung Verfassungsrang erhalten 
und eine „unabhängige Institution zur Regulierung der Ressourcen“ eingerichtet werden. Auf-
gabe der Institution sei, bei solchen Ressourcen, bei denen eine Regulierung nötig ist, die 
genutzte Menge zu steuern und der Politik entsprechende Maßnahmen vorzuschlagen.  
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 Begriffe aus dem weiteren Umfeld mit Bezug zur ressourcen-
politischen Debatte  

In diesem Abschnitt werden solche Begriffe dargestellt, die nicht originär aus der ressourcen-
politischen Debatte stammen, die aber von vielen ressourcenpolitischen Akteuren in ihrer Ar-
gumentation genutzt werden. Darunter fallen Begriffe aus dem breiteren umweltpolitischen 
Spektrum, die nicht spezifisch auf die Rohstoff- bzw. Ressourcenpolitik zugeschnitten sind 
(wie beispielsweise Green Econony/Green Growth oder Konsistenz), Begriffe aus der Post-
Wachstums-Debatte (beispielsweise Suffizienz) oder wissenschaftliche Konzepte wie Plane-
tare Grenzen oder Steady State Economy. Die Darstellung dieser Begriffe und Konzepte fo-
kussiert auf die jeweiligen ressourcenpolitischen Implikationen.  

3.4.1 Green Economy / Green Growth  

 BMU (2012). Green Economy. Neuer Schwung für Nachhaltigkeit (BMU 2012)  
 BMBF und BMU (2012).  Green Economy – ein neues Wirtschaftswunder?  Leit-

bild Green Economy. Berlin (BMBF/BMU 2012);  
 BMBF (2014): Forschungsagenda Green Economy (BMBF 2014) 
 BMZ (2011): Ökologisches Wirtschaften – Green Economy (BMZ 2011)  
 GIZ (2012): Green economy – the economy of the future. Approaches for inclusive, 

resource-efficient and low-carbon development (GIZ 2012)  
 UNEP (2011): Towards a Green Economy: Pathways to Sustainable Development and 

Poverty Eradication (UNEP 2011b) 
 UNEP (2012): Business case for a Green Economy (UNEP 2012b)   
 BMU und BDI (2012): Memorandum für eine Green Economy. Eine gemeinsame Initi-

ative des BDI und BMU (BMU/BDI 2012)  
 OECD (2011): Towards Green Growth (OECD 2011b) 

Der Begriff der Green Economy bezieht sich auf den Umbau der Wirtschaft mit dem Ziel, wirt-
schaftliche Entwicklung, menschliches Wohlergehen und soziale Gerechtigkeit zu erreichen 
ohne dabei die natürlichen Lebensgrundlagen zu gefährden und die Tragfähigkeit der Öko-
systeme nicht zu überschreiten. Der Begriff wird von einer Vielzahl von Akteuren genutzt, 
wobei deren Verständnisse unterschiedliche Innovationsgrade – von der Förderung inkre-
menteller Innovationen bis hin zum fundamentalen Umbau des Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystems – umfassen. Die folgende Darstellung orientiert sich an den Publikationen 
von UNEP und OECD sowie den Statements von Bundesministerien. Aus dieser Perspektive 
geht der Begriff der Green Economy über den reinen Effizienzbegriff hinaus, er stellt die 
Wachstumsorientierung des vorherrschenden Wirtschaftssystems aber auch nicht grund-
sätzlich infrage.     

Wachstum basiere bislang auf der Nutzung natürlicher Ressourcen und Ökosysteme (UNEP 
2011b, 21). Entsprechend seien die Verfügbarkeit von Ressourcen als Inputfaktoren und als 
Senken und die Funktionsfähigkeit von Ökosystemen die wichtigsten limitierenden Faktoren 
des Wirtschaftssystems. Angesichts globaler Megatrends wie Bevölkerungswachstum, der 
Ausbreitung einer Mittelschicht in Schwellen- und Entwicklungsländern, der Globalisierung, 
dem Klimawandel oder dem Verlust von Biodiversität sei eine  Entkopplung vom Ressour-
cenverbrauch die Voraussetzung für ein anhaltendes Wirtschaftswachstum. Dies solle durch 
Effizienz-Innovationen und dem Umbau der Wirtschaft erreicht werden. Dem BMUB-Green 
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Tech Atlas zufolge zählen die absolute Senkung des Einsatzes nicht-erneuerbarer Ressour-
cen, die  Substitution nicht erneuerbarer Ressourcen durch nachhaltig erzeugte erneuer-
bare Ressourcen, die Fortentwicklung der  Kreislaufwirtschaft sowie die Vermeidung 
schädlicher Emissionen und Schadstoffeinträge in alle Umweltmedien zu den Kernpunkten 
des Konzept der Green Economy.  

Ausgangspunkt des Green Economy-Begriffs ist die Idee einer win-win Situation: durch  
Ressourceneffizienz würde weiteres Wirtschaftswachstum ermöglicht und gleichzeitig die 
natürlichen Ressourcen geschont. Effizienztechnologien böten ein großes Marktpotential 
und könnten die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft stärken. Der Umbau zu 
einer Green Economy führe zumindest gesamtwirtschaftlich nicht zu Arbeitsplatzverlusten 
oder Wohlstandseinbußen, sondern biete in einigen Sektoren sogar Investitions- und Wachs-
tumspotentiale sowie neue Arbeitsplätze (UNEP 2011b, 16). Letztlich könne durch Innovati-
onen eine absolute Verringerung des Ressourcenverbrauchs erreicht werden (ebd.). Der In-
novationsbegriff umfasst dabei sowohl inkrementelle Effizienzsteigerungen als auch disrup-
tive Innovationen, die bestehende Märkte und Wirtschaftsstrukturen grundlegend verändern 
und geht damit über den Begriff der  Dematerialisierung hinaus. 

Einige Publikationen verweisen auf die Notwendigkeit einer „Transformation“ (UNEP 2012: 8, 
UNEP 2011b) bzw. einer „umfassenden ökologischen Modernisierung der Wirt-
schaft“ (BMBF/BMU 2012, BMBF 2014), bei der auch Fragen nach neuen Geschäftsmodellen, 
Lebens- und Arbeitsbedingungen, Konsummustern, Produktlebenszyklen und Finanzierungs-
modellen thematisiert werden.  

Das vorherrschende Wachstumsparadigma wird dabei nicht hinterfragt. Vielmehr sollen Pro-
duktions- und Konsumweisen nachhaltiger ausgestaltet werden, so dass Wirtschaftswachs-
tum künftig nicht weiter auf einer Übernutzung des Naturkapitals und der Ökosystemdienst-
leistungen basiere und dadurch weiteres Wachstum ermöglicht werde. Exemplarisch spricht 
der UNEP-Green Economy Report von einem „new economic paradigm – one in which material 
wealth is not delivered perforce at the expense of growing environmental risks, ecological scarci-
ties and social disparities” (UNEP 2011b: 14).  

Der Staat müsse entsprechende Rahmenbedingungen setzen, um den Umbau der Wirtschaft 
zu forcieren.6 Ein zentrales Hemmnis beim Übergang zu einer Green Economy seien fehlende 
bzw. falsche Marktsignale: Kapital würde weiterhin vor allem in Investitionen in ressourcen-
intensive Produkte und Sektoren fließen anstelle von Grünen Technologien. Zu den Marktfeh-
lern, die die Verbreitung grüner Produkte verhindere, zähle die Möglichkeit, ökologische und 
soziale Schäden zu externalisieren. Im Gegensatz dazu dürfe eine Wirtschaft, die sich auf 
Basis von Wissen, Forschung und Entwicklung, Humankapital und Innovationen entwickeln 
möchte, natürliche Ressourcen und Serviceleistungen der Ökosysteme nicht kostenlos be-
reitstellen (UNEP 2011b; BMBF 2014). Auch Veränderungen des Naturkapitals sollten in der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ausgewiesen (UNEP 2011b: 23) und in der Unterneh-
mensberichterstattung, vor allem auch bei Finanzdienstleistern, verstärkt über Nachhaltig-
keitsaspekte berichtet werden. Vor allem in der internationalen Debatte wird dazu auf die 
Notwendigkeit, externer Kosten der Ressourcennutzung zu internalisieren, verwiesen (UNEP, 
OECD). In deutschen Beiträgen fehlt diese Forderung bislang weitestgehend (exemplarisch: 
BMUB 2014), sie wird lediglich in einzelnen Debattenbeiträgen aus Deutschland aufgegriffen 
(BMBF 2014). 

                                                      
6 achieving sustainability rests almost entirely on getting the economy right (UNEP GER: 16) 
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Zu den Strategien, eine Green Economy zu erreichen, zählten die Weiterentwicklung der  
Kreislaufwirtschaft und die Schließung von Stoffkreisläufen, die Vermeidung schädlicher 
Emissionen und Stoffeinträge, die Substitution nicht erneuerbarer Ressourcen durch nach-
haltig erzeugte erneuerbare Ressourcen ( Konsistenz), die Reduktion des Einsatzes nicht 
erneuerbarer Ressourcen oder die  effizientere Nutzung von Rohstoffen und natürlichen 
Ressourcen (BMU 2012). 

Auch nachfrageseitig sollten Anreize gesetzt werden, um die Diffusion innovativer und res-
sourceneffizienter Produkte und Dienstleistungen zu fördern. Dazu zählten die zielgerichtete 
öffentliche Beschaffung, Förderprogramme oder die Beratung von Unternehmen. Zudem sei 
öffentliches und privates Risikokapital notwendig, um den Übergang zu einer Green Economy 
zu unterstützen (BMBF 2014).    

 

3.4.2 Sustainable Consumption and Production  

 UNEP 2012: Global Outlook on SCP Policies: taking action together (UNEP 2012a) 
 United Nations 2015: Sustainable Development Goals (United Nations 2015) 

Sustainable Consumption and Production (SCP) ist ein Konzept aus der internationalen De-
batte, das auf der Erkenntnis basiert, dass es nicht ausreicht, nur die nur die Herstellung von 
Produkten und deren Umweltperformanz (Production) zu adressieren, um die Umweltwirkun-
gen des Wirtschaftens zu verringern. Effizienzgewinne bei Produkten seien durch anhalten-
des Wirtschaftswachstum regelmäßig überkompensiert worden (UNEP 2012: 19). Daher 
müsse auch die Nutzungsphase (Consumption) von Produkten in die Betrachtung integriert 
werden. SCP zielt primär darauf ab, die Ökoeffizienz von Konsum und Produktion zu erhöhen, 
d.h. Wirtschaftswachstum von Umweltzerstörung zu entkoppeln. Dies soll u.a. durch techno-
logische Innovationen, Effizienzsteigerungen, Recycling und  nachhaltiges Ressourcenma-
nagement entlang der Wertschöpfungskette, aber auch durch eine absolute Verringerung 
des Niveaus der Ressourcennutzung geschehen. Dadurch könnten auch neue Geschäfts-
möglichkeiten für Unternehmen entstehen.  

In der EU wurde das Prinzip vor allem im 2008 beschlossenen SCP/SIP Aktionsplan beschlos-
sen und damit einer Reihe von Produktbezogenen Umweltpolitiken, wie auch der umweltori-
entierten öffentlichen Beschaffung ein Rahmen gegeben. Dies wird als europäischer Beitrag 
zur Umsetzung des Marrakesch Prozesses gesehen, der auf dem Weltgipfel in Johannesburg 
2005 begonnen wurde.  

 Sustainable Development Goal 12 stellt SCP zentral: Unter anderem sollen bis 2030 alle na-
türlichen Ressourcen nachhaltig bewirtschaftet und die Abfallentstehung substanziell ver-
ringert werden. Die häufig zitierte Definition des norwegischen Umweltministeriums aus dem 
Jahr 1994 7  thematisiert auch das Bedürfnisniveau der Gesellschaft an, was den Begriff 
grundsätzlich anschlussfähig an die Debatte zu  Suffizienz macht. Bei SCP handelt es sich 
damit um ein sehr breites, unscharf abgegrenztes Konzept, das an viele der hier behandelten 
Begriffe anschließt oder diese umfasst. 

                                                      
7 “the use of services and related products, which respond to basic needs and bring a better quality of life while 

minimizing the use of natural resources and toxic materials as well as the emissions of waste and pollutants 
over the life cycle of the service or product so as not to jeopardize the needs of future generations” (nach: 
UNEP 2012a, 19) 
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3.4.3 Suffizienz 

 Miegel, Meinhard: Exit. (Miegel 2010)  
 Linz: Suffizienz als politische Praxis. (Linz 2015) 
 Paech: Befreiung vom Überfluss. (Paech 2012) 
 Sommer/Welzer: Transformationsdesigns. (Sommer/Welzer 2014) 

Der Begriff der Suffizienz problematisiert gesellschaftliche Werte, Bedürfnisse und damit zu-
sammenhängende Konsummuster. Dahinter verbirgt sich eine „bewusste und beabsichtigte 
Verringerung des Bedarfs an Energie […], an endlichen Rohstoffen und an Fläche“ (Linz 2015) 
und eine Abkehr von der wachstumsbasierten „Konsumgesellschaft“ (Miegel 2010). 

Das Konsumniveau und der materielle Lebensstandard in den Industrieländern sei nicht glo-
bal verallgemeinerbar. Die „Entgrenzung von Konsumansprüchen“ über die „wahren Bedürf-
nisse“ hinaus (Paech 2012; Miegel 2010) führe zu Eingriffen in die Substanz von Natur und 
Gesellschaft und letztlich zu einer Erosion des materiellen Wohlstands (Miegel 2010). Bereits 
heute seien die Folgen des „Verbrauchs“ der Natur in Form von Knappheiten, der wachsenden 
Konkurrenz um Rohstoffe, der Zunahme von Extremwetterereignissen und der Übernutzung 
von Ressourcen und Ökosystemen zu erfahren. Um ein global nachhaltiges Konsumniveau 
zu erreichen und die ökologische Tragfähigkeit des Planeten nicht zu überschreiten müssten 
der Ressourcenverbrauch, der Verlust an Biodiversität, Emissionen, Abfall und der Verbrauch 
von Fläche absolut verringert werden (Paech 2012; Miegel 2010; Linz 2015). Wenn die Kosten 
der Umweltnutzung mit einbezogen würden, fände bereits heute in den frühindustrialisierten 
Ländern kein wohlstandsmehrendes Wachstum mehr statt (Miegel 2010, 162). 

Das derzeitige Wirtschaftsmodell sei immanent auf Wachstum und Produktivitätszunahme 
ausgerichtet und gründe in der Annahme, dass die natürlichen Ressourcen unerschöpflich 
seien (Miegel 2010, 162).  Es basiere auf der „Umwandlung von Energie und Material“ und 
damit auf der Ausbeutung der Natur und einen schrumpfenden Naturkapital. Die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität beruhe auf der Substitution von menschlicher Arbeit durch den Ein-
satz von Energie und Rohstoffen. Der Anstieg der Arbeitsproduktivität impliziere zudem, dass 
immer mehr Güter produziert werden müssen, um dieselbe Anzahl an Menschen zu beschäf-
tigen (Paech 2012; Miegel 2010; Sommer/Welzer 2014). Um unter diesen Bedingungen die 
Sozialsysteme aufrecht zu erhalten sei die Gesellschaft auf stetiges Wirtschaftswachstum 
und zunehmenden Naturverbrauch angewiesen. Unter der Bedingung eines stetigen Wirt-
schaftswachstums sei daher eine Entlastung der bereits überlasteten Ökosphäre durch Ent-
kopplung nicht möglich (Paech 2012).  

Innovative Effizienztechnologien und Konsistenzstrategien alleine reichten nicht aus, um ein 
nachhaltiges Konsumniveau zu erreichen. Vielmehr reproduzierten die Ansätze von Effizienz 
und Innovationen genau die Fortschrittslogik, die für die Übernutzung der Natur ursächlich 
sei(Paech 2012; Sommer/Welzer 2014).  Effizienzverbesserungen würden durch Rebound-
Effekte,  Problemverlagerungen (Beispiel Biokraftstoffe), Nutzungskonkurrenzen (Beispiel 
Teller-Tank) und weiteres Wirtschaftswachstum überkompensiert; letztlich würde jeder Pro-
duktivitätsfortschritt in Mehrproduktion umgesetzt (Sommer/Welzer 2014) Effizienz- und 
Konsistenztechnologien wie Recyclinganlagen oder die Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len ermöglichten zudem den produktiven Einsatz immer neuer, bislang brachliegender Res-
sourcenbestände. Dadurch reproduzierten Effizienzstrategien nicht nur das Grundproblem, 
sondern führten sogar zu einer Intensivierung der „Plünderung“ des Planeten. Sie seien häu-
fig additiv zu bestehenden Strukturen und Anlagen, deren Abbau nicht betrieben würde – was 
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letztlich sogar zu einem Mehraufwand an Material führen würde (Paech 2012). Produktivi-
tätssteigerungen basierten häufig auf Spezialisierung und Arbeitsteilung, was einen zusätz-
lichen Aufwand an Transportdienstleistungen, Infrastrukturen, Logistikeinrichtungen und La-
gerkapazitäten bedeute (Paech 2012). Der Umbau zu einer Dienstleistungsgesellschaft än-
dere ebenfalls nichts am Konsumniveau, da die generierten Einkommen weiterhin konsumtiv 
genutzt würden (Paech 2012).  

Daher müsse sich Leben, Wirtschaften sowie Denk- und Handlungsweisen (Miegel 2010) in 
Industrieländern grundlegend ändern, um ein geringeres Konsumniveau zu erreichen. Dazu 
sei nicht zuletzt ein neues Verständnis von Wohlstand nötig: „Wohlstand heißt nicht, viel zu 
haben, sondern wenig zu benötigen“ (Miegel 2010, 172). Suffizienz gebe es bereits in Nischen, 
aber sei weder in der breiten Bevölkerung noch in der Unternehmenslandschaft verbreitet. 
Dazu sei ein tiefgreifender kultureller Wandel von Werten und des „tradierten“ Verständnisses 
von Wohlstand nötig; Suffizienz müsse als gesellschaftlicher Mainstream etabliert werden 
und so in Konsumhandeln, Alltagspraktiken und Gewohnheiten einfließen. Durch suffizientes 
Verhalten – beispielsweise durch Gemeinschaftsnutzung, dem Kauf von Gebrauchtwaren, 
der Verlängerung der Nutzungsdauer von Produkten oder Eigenleistungen wie die Reparatur 
defekter Geräte – könnte derselbe Nutzen mit einem weitaus geringeren Ressourcenaufwand 
geschaffen werden.  

Handlungsoptionen und -entscheidungen seien durch Werte und gesellschaftlich geteilte 
Normen, Kostenstrukturen und Anreizsysteme, materielle Infrastrukturen, gesetzliche Vorga-
ben oder verfügbare Technologien beeinflusst. Daher könne die Verantwortung für eine Ver-
haltensänderung nicht alleine dem Verbraucher zugeschrieben werden; es komme vor allem 
darauf an, dass der Staat Rahmenbedingungen des Handelns beeinflusst (Linz 2015). Dazu 
wird eine „Ressourcenpolitik, die ökologischen Verbräuchen eine Obergrenze setzt“ gefordert 
(Paech 2012, 137) – allerdings ohne die relevanten Bereiche und mögliche Grenzen zu nen-
nen.  

Als weitere zentrale Rahmenbedingung werden Preissignale für die Ressourcennutzung an-
geführt. Während die Preise für Rohstoffe und natürliche Ressourcen wie Luft, Wasser oder 
Boden durch Externalisierungen und steuerliche Vergünstigungen (Paech 2012) systema-
tisch zu niedrig lägen, sei der Preis für menschliche Arbeit zu hoch. Wenn Rohstoffpreise die 
tatsächlichen (auch die zukünftigen) Knappheiten widerspiegelten, würde sich die Substitu-
tion menschlicher Arbeitskraft durch Rohstoffe nicht länger auszahlen; es komme zu einer 
„Renaissance“ der menschlichen Arbeitskraft (Miegel 2010). Durch steigende Rohstoffpreise 
und sinkende Arbeitskosten würden Teile der industriellen Wertschöpfung von der ressour-
cenintensiven Neuproduktion in die arbeitsintensiven Bereiche von Erneuerung und Repara-
tur verlagert (Miegel 2010; Paech 2012). Entsprechende Änderungen der Preisstrukturen 
könnten über die Einführung von Konsumsteuern erreicht werden und das zusätzliche Steu-
eraufkommen zur sozialen Absicherung genutzt werden (Miegel 2010); Sommer und Welzer 
schlagen vor, durch Abgaben auf den Naturverbrauch ein bedingungsloses Grundeinkommen 
zu finanzieren (Sommer/Welzer 2014).   

Raum- und Stadtplanung könnten Möglichkeiten zu suffizientem Verhalten schaffen, bei-
spielsweise indem Infrastrukturen und Angebote wie Radwege geschaffen werden, oder be-
stimmte Verhaltensweisen erschweren, zum Beispiel indem Parkplätze für private PKW in 
Städten verknappt oder verteuert (bewirtschaftet) werden.  
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Weitere Ansätze die genannt werden, sind die Regionalisierung der Wirtschaft und von Wäh-
rungskreisläufen (Regionalwährungen), die Einführung einer Finanztransaktionssteuer, die 
Einhegung der Geldschöpfung durch Privatbanken, sowie die Stärkung von Ansätzen des so-
lidarischen Wirtschaftens, die außerhalb der kapitalistischen Logik liegen. Paech entwirft ein 
Modell von drei Versorgungssystemen, um den Wachstumszwang des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems weitest möglich zu umgehen: Neben einer „entmonetarisierten Lokalversor-
gung“ (Beispiel: Gemeinschaftsgarten) werden regionale Wirtschaftskreisläufe etabliert, die 
auf zinslosen Regionalwährungen basieren und in denen sogenannte „mittlere“ oder „kovivi-
ale“ Produkte hergestellt werden. Solche Produkte seien relativ arbeits- aber wenig ressour-
cenintensiv, als Beispiele werden u.a.  Fahrräder, mechanische Rasenmäher, oder Öko-Land-
bau genannt. In diesem Rahmen sollte „das Vorhandene“ genutzt und umgestaltet werden 
(Sommer/Welzer 2014; Paech 2012). Das globalisierte Wirtschaftssystem sei eine zu mini-
mierende Restgröße (Paech 2012). Für Produkte, die im globalisierten Wirtschaftssystem 
hergestellt werden, sollten Informationen zu ihren Umweltauswirkungen verpflichtend einge-
führt werden (footprints, Ökobilanzierung) (Paech 2012).  

3.4.4 Planetare Grenzen / Planetarische Leitplanken / Tragfähigkeit 

 WBGU: Zivilisatorischer Fortschritt innerhalb planetarischer Leitplanken (WBGU 2014) 
 Rockström, Johan  et al.: Planetary Boundaries: Exploring the Safe Operating Space 

for Humanity (Rockström u. a. 2009) 
 Steffen, Will et al.: Planetary boundaries: Guiding human development on a changing 

planet (Steffen u. a. 2015) 

Ausgangspunkt ist die „Begrenzung globaler Umweltveränderungen“, die nötig ist, um die Er-
haltung natürlicher Lebensgrundlagen sicherzustellen. Ressourcen sind Bestandteile des 
Erdsystems und Existenzbedingung für heutige und zukünftige Gesellschaften (WBGU 2014: 
3) bzw. die Basis für die zukünftige Entwicklung aller Menschen (WBGU 2014: 7). Zur Vermei-
dung weltweiter katastrophaler Umweltveränderungen müsse die Menschheit ökologische 
Belastungsgrenzen beachten. Eine Überschreitung ökologischer Belastungsgrenzen würde 
zu irreversiblen und plötzlichen Umweltveränderungen führen, die die Bewohnbarkeit der 
Erde für die Menschheit einschränken. Damit würde auch das Ziel der globalen Armutsbe-
kämpfung und der nachhaltigen Entwicklung gefährdet (WBGU). Globale Umweltveränderun-
gen seien in den derzeitigen Entwicklungsdiskurs aber nicht integriert. Leitplanken würden 
vor allem als Begrenzungen zukünftiger Entwicklungen anstelle einer notwendigen Voraus-
setzung für Armutsbekämpfung und Entwicklung verstanden (WBGU 3).   

 

WBGU: Plantearische Leitplanken Rockströme et al. / Steffen et al.: 

planetary boundaries  

Klimawandel  

Ozeanversauerung  

Biologische Vielfalt und Ökosystemleistun-
gen 

Land- und Bodendegradation  

Biodiversitätsverlust  

Änderungen biogeochemischer Kreisläufe (N 
/ P) 

Übersäuerung der Weltmeere  

Süßwasserverbrauch  

Landnutzungsänderungen  

https://de.wikipedia.org/wiki/Globale_Erw%C3%A4rmung
https://de.wikipedia.org/wiki/Versauerung_der_Meere
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96kosystemdienstleistung
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96kosystemdienstleistung
https://de.wikipedia.org/wiki/Bodendegradation
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WBGU: Plantearische Leitplanken Rockströme et al. / Steffen et al.: 

planetary boundaries  

Langlebige anthropogene Schadstoffe 
(Quecksilber, Plastik, spaltbares Material) 

Phosphor 

 

Stratosphärischer Ozonabbau 

Konzentration von Aerosolen in der Atmo-
sphäre 

Einführung neuer Substanzen und modifizier-
ter Lebensformen 

Für die absolute Rohstoff- bzw. Ressourcennutzung wird keine eigene Grenze ausgewiesen; 
planetarische Grenzen beziehen sich vor allem auf einen breiten Ressourcenbegriff, der auch 
Ökosystem und ihre Funktionen umfasst. Als konkrete Erdsystem mit Relevanz für Ressour-
cenpolitik werden der Verlust von Biodiversität und Ökosystem-Dienstleistungen durch Um-
wandlung natürlicher Habitate, die Bodendegradation und Landnutzungsänderungen, die 
Verschmutzung der Meere durch Plastikmüll (WBGU) sowie der Phosphorkreislauf genannt. 
Dennoch hat die Nutzung von Rohstoffen Implikationen auf die Einhaltung bzw. Überschrei-
tung planetarischer Grenzen: Konsumentscheidungen und Lebensstile der globalen (!) Mittel- 
und Oberschichten würden am stärksten zum Überschreiten der Leitplanken beitragen. Deren 
Konsummuster wiesen den größten  ökologischen Fußabdruck auf und seien nicht auf die 
gesamte Menschheit übertragbar (WBGU: 8). 

Um die Erdsystemleistungen zu sichern und menschlichen Fortschritt innerhalb der planeta-
rischen Leitplanken zu erreichen seien tiefe Eingriffe in die weltweit vorherrschenden Produk-
tions- und Wirtschaftsweisen nötig, „die sich daher nur mit großem Aufwand und gegen ent-
sprechend große Widerstände verändern lassen“. Dies erfordere „langfristige, strategisch an-
gelegte Transformationsprozesse“ (WBGU 18) und den Ausstieg aus bestimmten industriel-
len Praktiken und Prozessen.  

Planetare Grenzen oder eng verwandte Begriffe wie „planetare Leitplanken“, „Tragfähigkeit 
der Erde“. oder der „globale Umweltraum“ werden in vielen Konzepten als Bezugspunkt ge-
nutzt, u.a. Ressourcenschutz, Ressourcenschonung, Steady State Ökonomie, oder Ressour-
ceneffizienz.  

3.4.5 Steady State Economy  

 Herman Daly: Economics for a Full World (Daly 2015) 

Im Zentrum des Konzepts der "Steady State Economy" steht eine umweltökonomische (eco-
logical economics) Kritik an neoklassischem Wirtschaftsmodell. Aus ihrem historischen Ent-
stehungskontext heraus würde die Verfügbarkeit von Ressourcen – als Input und als Senke 
– und Ökosystemen in der neoklassischen Ökonomie nicht als limitierender Faktor des Wirt-
schaftswachstums verstanden (vgl.  sozioökonomischer Metabolismus).  

Ein quantitatives Wachstum der Wirtschaft sei aber unausweichlich mit der Inanspruch-
nahme von Material und Energie verbunden. Eine physisch wachsende Wirtschaft bedeute 
daher unabdingbar ein Weniger an natürlichen Ökosystemen. Auch wenn das BIP – als Kenn-
größe für das Wirtschaftswachstum – eine monetäre und keine physische Einheit sei, impli-
ziere die Verwendung des BIP in der Regel die Nutzung von Materialien.  

Das Problem der Verfügbarkeit von natürlichen Ressourcen als Quelle und Senke habe in der 
Gründungsphase der neoklassischen Ökonomie, die als "leere Welt" beschrieben wird, noch 

https://de.wikipedia.org/wiki/Anthropogen
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keine Rolle gespielt. Als limitierende Faktoren des Wirtschaftswachstums seien vielmehr 
menschliche Arbeitskraft und die Verfügbarkeit von Technologie verstanden worden. Ent-
sprechen sei die Wirtschaft auch als weitestgehend unverbunden mit der Umwelt konzipiert 
worden. Dieses Grundverständnis sei auch in der Weiterentwicklung der neoklassischen Wirt-
schaftswissenschaften erhalten geblieben. 

Über die letzten 200 Jahre habe sich aber die "leere Welt" zu einer "vollen Welt" entwickelt, in 
der die Nutzung von Ressourcen mit Opportunitätskosten für die Nutzung anderer Ressour-
cen verbunden ist. Durch technischen Fortschritt sei zunehmend menschliche Arbeitskraft 
durch die Nutzung von Rohstoffen und fossilen Energieträgern ersetzt worden; zudem hätten 
die Zunahme der Weltbevölkerung und das Wirtschaftswachstum zu einem massiven An-
stieg der sozioökonomischen Stoffumsätze und der damit zusammenhängenden Umweltbe-
lastungen geführt. Durch die getrennte Betrachtung von Wirtschaft und Umwelt würden diese 
gesamtgesellschaftlichen Kosten aber in der Makroökonomie nicht hinreichend berücksich-
tigt.  

Daher müsste die Wirtschaft als ein Subsystem der Ökosphäre verstanden werden, dessen 
Grenzen die Belastungsgrenzen der Umwelt zu überschreiten drohe. Durch die Ausdehnung 
der Wirtschaft und den damit verbundenen Ressourcenaufwänden nähere sich das Subsys-
tem der Wirtschaft den übergeordneten Systemgrenzen der Ökosphäre immer weiter an und 
drohe diese zu überschreiten (vgl.  planetare Grenzen).  

Wenn die Kapazität der natürlichen Quellen zur Regeneration und die assimilative Kapazität 
der natürlichen Senken überschritten würden, komme es zu quantitativen (Verfügbarkeit) und 
qualitativen (Zunahme von Entropie, Abfällen und Umweltverschmutzung) Konflikten mit den 
lebenserhaltenden Funktionen des globalen Ökosystems. Dieser Wandel der limitierenden 
Faktoren der Wirtschaft wird am Beispiel Fischerei veranschaulicht: War es zunächst die Ver-
fügbarkeit von Fischern und Fischerbooten, die die Fangbeträge determinierten, wurden mit 
der zunehmenden technologischen und wirtschaftlichen Entwicklung die Verfügbarkeit und 
die Regenerationsfähigkeit der Fischpopulationen zum limitierende Faktor. Technologische 
Innovationen, wie die Nutzung von Sonargeräten zum Aufspüren von Fischschwärmen, könn-
ten zwar kurzfristig zur Aufrechterhaltung von Erträgen beitragen, führten aber mittelfristig 
zu einer Problemverschärfung, wenn dadurch die Regenerationskapazität von Fischpopula-
tionen weiter verringert würde. Letztlich stiegen die ökologischen und sozialen Kosten, die 
aus dem Wachstum des Subsystem Wirtschaft resultieren, immer weiter an. Unter Verweis 
auf Indikatoren wie den  ökologischen Fußabdruck oder den Genuine Progress Indicator 
wird darauf verwiesen, dass das Wirtschaftswachstum zumindest in den hochkonsumieren-
den Ländern bereits unökonomisch geworden sei, d.h. dass die gesamtgesellschaftlichen 
Kosten den Nutzen bereits überstiegen.  

Als Gegenmodell zum quantitativen Wachstum der Wirtschaft schlägt Daly eine "Steady 
State Economy" vor. In einer solchen Wirtschaft würde der materielle Durchsatz ("throughput") 
und die Produktion von Abfällen minimiert, indem vor allem bereits vorhandene Materialbe-
stände (stocks) genutzt werden. Die Grenzen einer solchen Wirtschaft orientierten sich daran, 
dass erneuerbare Ressourcen nur im Rahmen ihrer Regenerationsfähigkeit genutzt, nicht-
erneuerbare Ressourcen nicht schneller verbraucht werden, als erneuerbare Substitute ent-
wickelt werden und Abfälle nicht schneller in die Ökosysteme zurückgegeben werden, als ihre 
Absorptionskapazität zulässt. Anstelle eines quantitativen Wachstums solle ein qualitatives 
Wachstum erreicht werden:  
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Um eine solche Wirtschaft zu erreichen wird eine Reihe von Politikvorschlägen gemacht. 
Diese umfassen unter anderem  

 die Einführung von cap and trade-Systemen für bestimmte Rohstoffe, 
 eine ökologische Steuerreform, bei der die Steuerlast von den Faktoren Arbeit und 

Kapital zum Faktor Rohstoffdurchsatz verlagert wird,  
 eine Reform der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, bei der das BIP nach Kos-

ten- und  Nutzenrechnungen ausgewiesen wird  

aber auch weiter gefasste Maßnahmen wie  

 die Festlegung von Minimal- und Maximalgrenzen für Einkommen, 
 eine Reform des Bankensektors mit einer 100 prozentigen Mindestreserve, 
 eine Abkehr vom internationalen Freihandel, weil dieser Deregulierung fördere und 

staatliche Politiken zur Internalisierung von Kosten verhindere die Verkürzung von Ar-
beitszeiten, damit Produktivitätsfortschritte zu mehr Freizeit statt zu mehr Arbeitslo-
sigkeit führen. 

3.4.6 Konsistenz / Öko-Effektivität 

 Braungart, Michael (o.J.) : C2C Design Konzept. (Braungart o. J.) 
 Huber, Joseph (2000): Industrielle Ökologie : Konsistenz, Effizienz und Suffizienz in 

zyklusanalytischer Betrachtung. (Huber 2000) 

Konsistenz wird zusammen mit Effizienz und Suffizienz als Maßnahme zur Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum bzw. Wohlstand und Ressourceninanspruchnahme beschrieben 
(Deutscher Bundestag 2013; BMUB 2016). Durch die Nutzung von naturverträglichen Tech-
nologien und Materialsubstituten solle ökonomische Aktivität von negativen Einflüssen auf 
die ökologischen Systeme entkoppelt werden (Deutscher Bundestag: 482): Konsistenzstra-
tegien zielen nicht darauf, weniger Material zu nutzen, sondern auf die Verbesserung der 
„ökologische Qualität“ der industriegesellschaftlichen  Stoffumsätze ( Metabolismus). 
Diese sollten so gestaltet werden, dass sie sich wieder besser in den Naturstoffwechsel ein-
fügen (Huber 2000).  

Das Cradle-to-Cradle Konzept als ein Ansatz zur Verbesserung der Öko-Effektivität basiert 
darauf, Abfälle dauerhaft als Ressourcen zu erhalten und eine Abkehr vom linearen Wirt-
schaftsmodell (Extraktion – Nutzung – Entsorgung) durch ein hochwertiges Recycling bzw. 
industrielle Symbiosen (z.B. die Nutzung von Abwärme bzw. -kälte) über Betriebsgrenzen hin-
aus zu ermöglichen.  

Cradle-to-Cradle:  
Das von Michael Braungart und William McDonough entwickelte Konzept Cradle-to-Cradle 
(C2C) geht noch weiter als das Grundkonzept der  Kreislaufwirtschaft oder der Blue Eco-
nomy. Es unterteilt Materialien und Ressourcen in zwei Kreisläufe – den biologischen und 
den technischen Kreislauf. In beiden Kreisläufen sollen alle Materialien vollständig „ge-
sund“, also ohne schädliche Umweltauswirkungen sein und dauerhaft zirkulieren können. 
Alle Materialien sollen vollständig abbaubar sein oder vollständig erhalten bleiben, damit 
überhaupt kein Abfall anfällt. Zudem sollen bei einem Recycling die Stoffqualitäten keines-
falls vermindert, im Idealfall noch verbessert werden. Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass 
das C2C-Konzept eine vollständige Abkehr von fossilen Brennstoffen hin zur Solarenergie 
vorsieht (McDonough/ Braungart 2002). 
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Abfälle sollten als "Nährstoffe" angesehen werden, die in biologischen oder technischen 
Kreisläufen fließen (Braungart o. J.). Dazu sei es nötig, technologische und biologische Stoff-
ströme getrennt zu halten. Materialien und Produkte, die dem biologischen Metabolismus 
zugeschrieben werden können, wie beispielsweise Textilien oder Holzmöbel, müssten schad-
stofffrei gehalten werden, damit sie nach ihrer Nutzung als hochwertiger Kompost zur Verfü-
gung stehen. Materialien des biologischen Metabolismus würden demnach verbraucht, wäh-
rend Materialien des technischen Metabolismus gebraucht würden. Dazu müssten technolo-
gische Produkte so entworfen und gestaltet werden, dass sie nach Gebrauch zerlegt und ihre 
Materialien in einem geschlossenen Kreislauf als Ausgangsstoffe für neue Produkte verwen-
det werden können. Recycling bedeute, dass das Material ohne Qualitätsverlust immer wie-
der für dieselbe Anforderung wiederverwendet werden könne.  

Perspektivisch sollten gesundheits- und umweltschädliche Materialien nicht mehr verwendet 
und alle Stoffe dauerhaft als Nährstoffe für natürliche Kreisläufe dienen oder in geschlosse-
nen technischen Kreisläufen geführt werden. Nicht vermeidbare Schadstoffe, beispielsweise 
in IKT-Technologien, müssten möglichst vermieden und in geschlossenen Kreisläufen ge-
führt werden, um ihre Akkumulation in der Umwelt zu verhindern. Um Öko-Effektivität und die 
Entwicklung zu einer „echten Kreislaufwirtschaft“ zu fördern sei es vor allem nötig, dass der 
Einsatz schädlicher Stoffe reguliert werde. Ihr massenhafter Einsatz sei billiger als innovative 
Verfahren, die ohne Schadstoffe auskommen. Daher hätten Produkte, die nach dem Cradle-
to-Cradle Prinzip gestaltet seien, Absatzprobleme. 

Im Gegensatz zu Ressourceneffizienz zielt Öko-Effektivität nicht darauf, den Input an Roh-
stoffen zu verringern, sondern auf die hochwertige Kreislauführung von Material. Effizienz-
ansätze seien weiterhin im linearen Wirtschaftsmodell verhaftet und lediglich eine Verzöge-
rungsstrategie, die das grundsätzliche Problem nicht adressiere: Recycling fände in der Re-
gel als downcycling statt und es komme in linearen Ökonomien langfristig zu einer Akkumu-
lation von Giftstoffen.  
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